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1 Einleitung

Die Berliner Verwaltung — einschlieflich der ihr nachgeordneten Behorden — be-
schaftigt ca. 100.000 Menschen und ist damit die groRte Arbeitgeberin in Berlin. Die
Berliner Verwaltung steht vor der Aufgabe, mit Vielfalt umzugehen. Einerseits wird
von ihr als groRter Arbeitgeberin des Landes erwartet, die Heterogenitat der Bevol-
kerung abzubilden und einen gelungenen Umgang mit dieser zu finden. Andererseits
muss die Verwaltung als Dienstleisterin darauf achten, bei der Konzeption und An-
passung von Verwaltungsleistungen stets die gesellschaftliche Vielfalt zu bericksich-
tigen. Hinzu kommt, dass der Offentliche Dienst in Bezug auf den Umgang mit Viel-
falt eine Vorbildfunktion fiir andere Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber in Berlin hat.

In Bezug auf den Umgang mit Vielfalt kann Berlin auf zahlreiche Erfahrungen zu-
rickgreifen: So ist Berlin z. B. seit 2006 Mitglied der Europdischen Stadte-Koalition
gegen Rassismus, 2007 hat Berlin die Charta der Vielfalt unterzeichnet, und 2009
wurde die Initiative ,Berlin tritt ein fir Selbstbestimmung und Akzeptanz sexueller
Vielfalt" vom Abgeordnetenhaus beschlossen. Daneben gibt es eine Reihe von Ge-
setzen, die fur die Berliner Verwaltung verbindlich sind und den Umgang mit vielfal-
tigen Beschaftigten regeln: so zum Beispiel das Landesgleichstellungsgesetz (LGG),
das Landesgleichberechtigungsgesetz (LBGB) und das Verwaltungsreform-
Grundsitze-Gesetz (VGG), in dem seit 2003 die interkulturelle Offnung festgeschrie-
ben ist.

Die bislang durchgefiihrten MaRRnahmen in den Verwaltungen sind allerdings sehr
heterogen und beziehen sich haufig eher auf einzelne Merkmale, z. B. auf Ge-
schlecht, Behinderung oder ethnische Herkunft. Zwischen den einzelnen Verwaltun-
gen gibt es in der Regel wenige Vernetzungen beziglich der angewandten Mal3-
nahmen und Strategien. Daher ist die Koordinierung und Weiterentwicklung beste-
hender Uberlegungen, Strategien und MaRnahmen von zentraler Bedeutung.

Das Projekt ,Berlin - Stadt der Vielfalt” soll diese Liicke schliefen und damit einen
Beitrag leisten, die Verwaltungseffizienz zu erhdhen, die Gefahr der Doppelarbeiten
zu verringern und Synergieeffekte zu erzielen. Ein zentrales Anliegen des Projektes
besteht darin, Netzwerke und Expertisen zu schaffen, die (iber den Projektzeitraum
hinaus ihre Wirkung entfalten kénnen.



1.1 Projektmodule

Nachdem das erste Projektmodul, das den Austausch und die Vernetzung von ver-
waltungsinternen und -externen Akteur/innen zum Thema Diversity initiieren sollte,
im Juni in Form einer Fachtagung erfolgreich abgeschlossen wurde, begann die Pha-
se der Bestandsaufnahme. Sie diente der Informationsgewinnung Uber bislang er-
folgte MaBnahmen zum Umgang mit Vielfalt innerhalb der Berliner Senatsverwal-
tungen, ausgewahlter nachgeordneter Behdorden und der Bezirksamter. Die Ergeb-
nisse der Bestandsaufnahme sind in diesem Bericht zusammengefasst.

Daran schlief8t sich das Modul Bedarfsanalyse an. Im Rahmen von Fokusgruppen
wurden Gesprache mit Verwaltungsmitarbeitenden und Burger/innen gefihrt, mit
den Zielen, die Beteiligten lber die Ergebnisse der Bestandsaufnahme zu informie-
ren, einen Austausch UGber unterschiedliche Sichtweisen und Erwartungen hinsicht-
lich der Entwicklung von Diversitystrategien zu ermoglichen und Themen in Bezug
auf den Umgang mit Vielfalt zu identifizieren, die fir die Verwaltung von Relevanz
sind und weiter bearbeitet werden sollen.

Im nachsten Schritt werden die in den Fokusgruppen gedauBerten Bedarfe aufgegrif-
fen und bearbeitet. So soll beispielsweise ein Instrument flr einen ,Diversity-
Check” entwickelt werden. Damit sollen die Verwaltungen in die Lage versetzt wer-
den, sich einen Uberblick tiber den eigenen Stand der Diversity-Umsetzung zu ver-
schaffen, Entwicklungspotentiale zu identifizieren und weitere Schritte zu definie-
ren. Die Ergebnisse der Bedarfsanalyse und Informationen zum Diversity-Check
werden in Form einer Broschiire dokumentiert.

AbschlieRend wird im November 2011 eine internationale Konferenz zum Thema
,Diversity und Antidiskriminierung in der Verwaltung” stattfinden. Sie ermdoglicht
einen Austausch mit Diversity-Expertinnen und -Experten aus beispielhaften ande-
ren europaischen Stadten, dient der 6ffentlichen Reflexion des Gesamtprozesses im
Vergleich mit den anderen Stadten und wirbt fir die Nutzung des Instruments Di-
versity-Check.

1.2  Kriterien fiir die Umsetzung eines Diversity Managements in der Verwal-
tung

Den Begriff , Diversity” gebrauchen wir gleichbedeutend mit , Vielfalt” und beziehen
ihn auf die Gesamtheit der Mitarbeitenden der Verwaltung und der Biirgerinnen



und Birger in ihrer Eigenschaft als Kund/innen der Verwaltung. Im Projekt stehen in
Anlehnung an das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) die folgenden Diver-
sity-Dimensionen im Fokus: Geschlecht, ethnische Herkunft und Hautfarbe, Alter,
Behinderung, Religion oder Weltanschauung sowie die sexuelle Identitat. Diversity
Management meint dementsprechend den Umgang mit den Mitarbeitenden und
Birger/innen bezogen auf die genannten Aspekte.

Einzelne Kriterien fur die Verwirklichung eines Diversity Managements in der Ver-

waltung sind:

- Das Vorhandensein und die Umsetzung einer Strategie zum Diversity Manage-
ment und ihre Abstimmung mit anderen Chancengleichheitsstrategien.

- Die systematische Berlicksichtigung der AGG-relevanten Diversity-Dimensionen
im Hinblick auf die Mitarbeitenden:

e in der Stellenbesetzungs- und Personalpolitik, z.B. die aktive Férderung von in
der Verwaltung oder auf einzelnen Hierarchieebenen unterreprasentierten
Personengruppen durch die Prifung der Anforderungsprofile daraufhin, in-
wieweit durch gesetzte Kriterien bestimmte Personengruppen — ohne zwin-
genden sachlichen Grund — ausgeschlossen werden; die Einbeziehung von Di-
versity-Kompetenz als relevante Qualifikation in den Anforderungsprofilen
fir die Personalauswahl und Personalentwicklung; Qualitatsmanagementver-
fahren zur Uberpriifung der Umsetzung von ChancengleichheitsmalRnahmen;

e die aktive Nutzung der vielfaltigen Kompetenzen der Mitarbeitenden sowie

e die Fortbildung der Fiihrungskrafte und Mitarbeitenden zu Diversity.

- Die Beachtung der AGG-relevanten Diversity-Dimensionen bei der Konzeption
und Gestaltung von Angeboten fir Blrgerinnen und Biirger, so dass Dienstleis-
tungen der Verwaltung fir alle Blrgerinnen und Blirger gleichermallen zugang-
lich sind und genutzt werden kénnen. Das beinhaltet beispielsweise mehrspra-
chiges Informationsmaterial, barrierefreie Zugange zu den Hausern, barrierefreie
Internetauftritte und Ansprechpersonen fiir Fragen und Bedarfe zum Thema Di-
versity.

2 Methodische Vorgehensweise

Um ein umfassendes Bild der bestehenden MalBnahmen zum Diversity Management
der Berliner Verwaltung zu erlangen, wurde fiir die Bestandsaufnahme eine Kombi-



nation aus qualitativen und quantitativen Erhebungsmethoden der empirischen So-
zialforschung genutzt.

In den Senatsverwaltungen wurden im Zeitraum von Juli bis Dezember 2010 vier-
zehn leitfadengestiitzte Interviews gefihrt. Diese Methode wurde gewahlt, weil im
direkten Gesprach detailliert Informationen zur Situation in der jeweiligen Behdérde
bzw. Abteilung erfragt werden kénnen — und auch um bei diesen personlichen Tref-
fen fur das Projekt und die Beteiligung der Interviewpartner/innen im weiteren Pro-
jektverlauf zu werben. Interviewt wurden Leitungspersonen der Zentralen Service
Abteilungen aller Senatsverwaltungen und ein Vorstandsmitglied des Hauptperso-
nalrats, da diese behordenintern fiir den Personalbereich und die Steuerung von
Arbeitsablaufen verantwortlich sind. Auch mit den Beauftragten des Senats und
merkmalsbezogenen Fachverwaltungen wurden Interviews gefiihrt, um Informatio-
nen Uber ihre Erfahrungen in der Durchsetzung von Chancengleichheitsstrategien zu
erhalten und sie fur die Mitwirkung am Projekt zu gewinnen. Die Interviews wurden
von externen Projektmitarbeitenden in den Biliros der Befragten durchgefiihrt und
dauerten zwischen einer und zwei Stunden.

In den Interviews wurde erfragt, welche Diversity-Merkmale in der Belegschaft der
einzelnen Verwaltung vertreten sind, wie die vorhandene Vielfalt im Arbeitsalltag
berucksichtigt wird, welche Strategien im Umgang mit Vielfalt erfolgreich waren, in
welcher Hinsicht Unterstitzungsbedarf besteht und wie zuklinftige Entwicklungen
eingeschatzt werden. In den Gesprachen mit den Abteilungsleitenden der Zentralen
Service Abteilungen der Senatsverwaltungen ging es vor allem um die diversity-
sensible Personalgewinnung und Personalentwicklung. In den Interviews mit den
Beauftragten des Senats und den Vertreter/innen von merkmalsbezogenen Fach-
verwaltungen sowie dem Vorstandsmitglied des Hauptpersonalrats lag der Schwer-
punkt auf den erfolgreichen Vorgehensweisen in ihrer bisherigen Arbeit und Mog-
lichkeiten, konstruktiv mit Widerstanden gegenlber ihrer Zielgruppe und ihrer Ar-
beit umzugehen.*

Zusatzlich wurden 51 Fragebdgen an die Abteilungen der Senatsverwaltungen ver-
schickt, um neben den qualitativen auch quantifizierbare Daten lber die Diversity-
Situation in einem moglichst breiten Spektrum der Berliner Verwaltung zu erzielen.

In den nachgeordneten Behérden und den Bezirksamtern wurde die Bestandsauf-
nahme ausschlie8lich mithilfe von Fragebogen durchfiihrt, da fiir weitere Interviews
nicht genligend personelle Ressourcen verfligbar waren. Die Fragebdgen wurden an

! Die Interviewleitfaden finden sich im Anhang zu diesem Bericht.



folgende nachgeordnete Behorden versandt: Auslanderbehdrde, Feuerwehr, LI-
SUM?, Polizei, SFBB®, VAk®. Im Anschreiben wurde darum gebeten, einen Fragebo-
gen an jede Abteilung/Direktion weiter zu leiten, so dass insgesamt mit hochstens
19 Rickmeldungen aus den Behdrden zu rechnen war. An die Bezirksamter wurden
die Fragebogen Uber die Bezirksblirgermeister/innen verteilt. In einem Schreiben
wurde die/der Bezirksbirgermeister/in gebeten, einen Fragebogen an jede Abtei-
lung des Bezirksamtes mit der Bitte um Beantwortung weiter zu leiten. So sollten
ahnlich wie in den Senatsverwaltungen detaillierte Informationen aus den einzelnen
Abteilungen der Bezirksamter gewonnen werden.

Mit dem Fragebogen sollte der Umgang mit Vielfalt zunachst als allgemeine Verwal-
tungsstrategie und bezogen auf die beiden Bereiche ,Verwaltungsmitarbeitende”
und ,,Blrgerinnen und Blirger” eruiert werden. Gefragt wurde nach dem Vorhan-
densein einer Diversitystrategie sowie nach der Ausrichtung und den Auswirkungen
der durchgefiihrten Mallnahmen. In Bezug auf die Mitarbeitenden wurde nach den
Veranderungen durch die gesetzlichen Regelungen, nach der Stellenbesetzungs- und
Personalpolitik im Hinblick auf die Zielgruppen des AGG, nach der Nutzung von
Kompetenzen und nach Fortbildungen zum AGG und zu Diversity-Themen gefragt.
Im Hinblick auf ein blrgernahes Verwaltungshandeln wurde nach einer Zusammen-
arbeit mit Nicht-Regierungsorganisationen und der Art und Weise, wie die Ausrich-
tung der Angebote auf die vielfaltigen Bedirfnisse der Blirgerinnen und Blrger ge-
wihrleistet wird, gefragt. ®

Im Zeitraum August bis Dezember 2010 erhielten wir 33 Antworten aus den Abtei-
lungen von acht Senatsverwaltungen, 35 Antworten aus den Abteilungen von zehn
Bezirken und vier Fragebdgen aus den Abteilungen von vier nachgeordneten Behor-
den ausgefullt zurick. Dieser Ricklauf ist in Anbetracht der gegebenen Freiwilligkeit
beachtlich und kann als Indiz fir ein grofRes Interesse am Thema Vielfalt und deren
Management in der Berliner Verwaltung interpretiert werden.

? Landesinstitut fiir Schule und Medien Berlin-Brandenburg

? Sozialpadagogisches Fortbildungsinstitut Berlin-Brandenburg
* Verwaltungsakademie Berlin

> Der Fragebogen findet sich im Anhang zu diesem Bericht.



3 Ergebnisse der Bestandsaufnahme

3.1 Ergebnisse der Interviews

3.1.1 Implementierungsansatze fiir ein diversity-bewusstes Klima in den Senats-
verwaltungen

Im Folgenden werden die in den Interviews benannten Ansdtze zur Implementie-
rung eines konstruktiven Umgangs mit Diversity innerhalb der Verwaltung wieder-
gegeben und fiir jede Senatsverwaltung dargestellt nach Aussagen zu:

a) Diversity-sensibler Umgang und Vielfalt in der Belegschaft

b) Diversity-sensible Personalgewinnung und —entwicklung

Die Darstellung der Inhalte und Themen der Interviews erfolgt anhand der Inter-
viewprotokolle, ohne Kommentare und Bewertungen von Seiten der Verfas-
ser/innen. Die Unterschiede in den dargestellten Inhalten der Interviews lassen sich
auf die Methode der Interviewdurchfiihrung zuriickfihren. Die Interviews wurden
semistrukturiert anhand von Leitfaden gefihrt, die den Gesprachsverlauf zwar steu-
erten, aber nicht vollstandig kontrollierten, was Exkurse und Vertiefungen einer
Thematik ermoglichte. Dadurch mussten Abstriche bei der Vollstandigkeit gemacht
werden, da der zeitliche Rahmen fur alle Interviews begrenzt war.

Wie im Folgenden deutlich wird, beziehen sich die einzelnen Senatsverwaltungen
auf verschiedene Diversity-Dimensionen. In manchen Interviews wurden alle sieben
AGG-relevanten Diversity-Dimensionen angesprochen, in anderen fokussierten die
Aussagen auf weniger. Auffallig ist, dass das Thema Gender gemessen an der langen
Tradition der Gleichstellungspolitik in manchen Interviews anders als erwartet kaum
zum Tragen kommt. Das kann verschiedene Griinde haben. Sicherlich spielen Aus-
kunftsfreudigkeit der Interviewpartner/innen und der zwischen ein und zwei Stun-
den variierende zeitliche Umfang der Interviews eine Rolle. Ein weiterer Faktor
konnte sein, dass die Genderthematik gerade aufgrund ihrer langeren Historie in-
zwischen als selbstverstandlich und daher als weniger erwahnenswert erscheinen
mag. Dennoch zeigen die Ergebnisse deutlich, dass auch bei den Dimensionen, die
schon langer bearbeitet werden, weiterhin Handlungsbedarf besteht.



Hauptpersonalrat
a) Diversity-sensibler Umgang und Vielfalt in der Belegschaft

Bis zum Jahre 1990 sei die Zusammensetzung des Hauptpersonalrats als Gremium
sehr mannerdominiert gewesen. Seit Beginn der 1990er Jahre habe sich das Ver-
haltnis zu Gunsten weiblicher Mitglieder verschoben. Heute sei das Verhaltnis der
Geschlechter beinahe ausgeglichen.

Die anfanglichen Konflikte zwischen Mitarbeitenden aus den ehemaligen Ost- und
Westteilen der Stadt, resultierend aus gegenseitigem geringem Wissen Uber einan-
der, wurden im Zuge der gemeinsam gestalteten Arbeitsprozesse nur teilweise be-
arbeitet, geldst sind sie noch lange nicht. Neben der Auseinandersetzung mit der
Gleichstellungsthematik haben sich die Kolleginnen und Kollegen auch mit den
Themen sexuelle Identitat und Migrationshintergrund vertraut gemacht.

Das Thema sexuelle Identitat spiele gegenwartig keine wesentliche Rolle unter den
Beschaftigten. Nicht-heterosexuelle Beschaftigte ohne Migrationshintergrund seien
zahlenmaRig mehr vertreten als z.B. Beschaftigte mit Migrationshintergrund gleich
welcher sexueller Identitat. Auch Hautfarbe und Religions- bzw. Weltanschauungs-
zugehorigkeit seien keine Themen, die diskutiert wiirden. Wichtig sei hingegen das
Merkmal Alter im Pool der Beschaftigten, besonders im Hinblick auf den Mangel an
jingeren Mitarbeitenden und Neueinstellungen. Altere Beschiftigte scheiden hiufig
aus, ohne dass die Stellen durch neue Mitarbeitende besetzt wiirden. Dadurch ent-
stiinden anstelle flieRender Uberginge durch langsame Einarbeitung von jiingeren
Beschaftigten Briiche. Der Wissenstransfer kdnne somit nicht mehr gewahrleistet
werden.

Im Jahre 2015 werde die Anzahl der ausscheidenden Mitarbeitenden eine Rekord-
zahl annehmen. Doch auch derzeit bestehe weiterhin der Wunsch, durch Altersteil-
zeit vorzeitig aus dem Arbeitsleben auszuscheiden. Steigende Arbeitsbelastungen
verbunden mit Personalkirzungen spiegeln sich in erhohten Krankenstanden wieder
und stehen der Motivation der Beschaftigten, sich auf Innovationen einzulassen,
entgegen.

b) Diversity-sensible Personalgewinnung und -entwicklung

Der Hauptpersonalrat unterstiitzt ein diversity-sensibles Personalmanagement in
der Berliner Verwaltung durch gezielte Offentlichkeitsarbeit zum Allgemeinen



Gleichbehandlungsgesetz (AGG) in den Personalabteilungen. Fir diese wurden In-
formationen zum Gesetz zusammengestellt, welche an alle Beschaftigten weiter ge-
geben werden konnten. Bislang bearbeitete Falle von Diskriminierung haben die oft
gedullerten Erwartungen einer Flut von Klagen nicht bestatigt. Der Hauptpersonal-
rat nutzt die Moglichkeit, eine breitflachige Informationspolitik zum AGG zu unter-
stitzen. Die regelmalige Information sei besonders wichtig, da das Thema unter
dem GroRteil der Mitarbeitenden bislang noch nicht so bedeutsam erscheint und
noch nicht zur Alltagskultur gehort.

Darliber hinaus wurde in Zusammenarbeit mit der Verwaltungsakademie eine fort-
laufende Informationsreihe zum AGG fir Personalrdate angeboten, die inzwischen
mit Interesse angenommen werde.

Es besteht eine enge Zusammenarbeit des Hauptpersonalrat und der Hauptschwer-
behindertenvertretung. Im Hauptpersonalrat selbst gibt es im Rahmen der Zustan-
digkeiten Ansprechpartner/innen fir Diskriminierungen. Bislang reichte eine umfas-
sende Beratung aus.

Aber damit die fiir das AGG zustandigen Mitarbeitenden in den Beschwerdestellen
der Verwaltung nicht durch diese Aufgabe zusatzlich belastet sind und effizient(er)
arbeiten kénnen, wurden Zeitressourcen gefordert.

Senatsverwaltung fiir Wirtschaft, Technologie und Frauen®
a) Diversity-sensibler Umgang und Vielfalt in der Belegschaft

Das Personalmanagement der Senatsverwaltung fir Wirtschaft, Technologie und
Frauen bertcksichtigt alle Beschaftigten, unabhangig von der Zugehorigkeit zu be-
stimmten Diversity-Merkmalsgruppen. Diversity-Kompetenz bei den Beschaftigten
zu fordern, ist als ein Ziel im Personalentwicklungskonzept des Hauses verankert.
Darliber hinaus ist die Personalpolitik familienbewusst ausgerichtet und seit diesem
Jahr auch durch das Audit 2010 berufundfamilie zertifiziert. Zur Weiterentwicklung
der familienorientierten Personalpolitik wurden in diesem Zusammenhang vielfalti-
ge MalRnahmen in einer Zielvereinbarung festgelegt, die im Zeitraum von drei Jah-
ren umgesetzt werden sollen. Die Ziele, die fiir alle Beschaftigten der Senatsverwal-
tung gelten, werden darin folgendermalien beschrieben: ,,Mit der Auditierung sollen

® Die Senatsverwaltung setzt sich fir die Gleichstellung von Frauen und Mannern in der Gesellschaft und der
Wirtschaft ein. Auf diese Thematik wird an dieser Stelle weniger, aber im Interview mit der Fachstelle Gleich-
stellungspolitisches Rahmenprogramm ausfihrlicher eingegangen.
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die schon bestehenden Moglichkeiten zur Vereinbarkeit optimiert und erweitert
werden, um sowohl die Arbeitszufriedenheit, Gesundheit und Leistungsfahigkeit der
Beschaftigten zu erhalten und zu starken, als auch im Wettbewerb um qualifiziertes
Personal zu bestehen.”’

Um dem Diversity-Ansatz gerecht zu werden arbeitet die Senatsverwaltung in die-
sem Zusammenhang mit einem weit gefassten Begriff von ,Familie”, welcher Part-
nerschaften und neben der Kernfamilie auch andere Angehorige integriert. Die
Schulung der Fuhrungskrafte zu diesem Thema ist Teil des Optimierungsprozesses.
Zum Zeitpunkt des Interviews im August 2010 war ein Seminar fir Fihrungskrafte
zum Thema: ,Familienbewusste Mitarbeiter/innenfihrung” fiir Oktober 2010 ge-
plant. Ein damit verbundenes Ziel ist auch die Verbesserung der Kommunikation
zwischen den Beschaftigten aller Abteilungen im Hause.

Es werden derzeit noch keine spezifischen Statistiken zur Erfassung von Beschaftig-
ten mit Migrationshintergrund gefiihrt, da die verbindliche Definition, was dort zu
erfassen ist, auf Landesebene noch aussteht. Hinzu kommt: Aus den Personalakten
sind Staatsangehorigkeit und Geburtsland zu entnehmen, so dass nur aufwandige
manuelle Auswertungen nach diesen Kriterien maoglich sind. Im Haus gibt es einige
Beschaftigte mit nicht-deutscher Staatsangehorigkeit. Im Jahr 2010 wurden zwei Be-
schaftigte mit turkischem Migrationshintergrund eingestellt. AulRerdem arbeiten
immer mehr Praktikant/innen, Auszubildende und Probebeamt/innen mit Migrati-
onshintergrund voriibergehend im Haus.

Die Dimension sexuelle Identitat sei im Haus kein besonderes Thema. Der Umgang
zwischen Mitarbeitenden verschiedener sexueller Identitdaten sei selbstverstandlich.

Falle von Altersdiskriminierung sind nicht bekannt.
Seit drei Jahren existiere eine AGG-Beschwerdestelle, die bislang einen Fall bearbei-
tet habe.
b) Diversity-sensible Personalgewinnung und -entwicklung
Durch eigene Recherchen konnten wesentliche Denkanstofle zur Umsetzung von

Diversity-Kriterien und den Anforderungen des AGG in den Anforderungsprofilen
gewonnen werden.

7 http://www.login.beruf-und-familie.de/services.php?s=kurzportrait&ae=636637
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Diversity-Kompetenz ist als Kompetenz in den Anforderungsprofilen bei den Fih-
rungskraften und dort, wo es das Aufgabengebiet erfordert, verankert.

Allgemeine Seminare zur Férderung der interkulturellen Kompetenz fanden und fin-
den im Haus keine Nachfrage. Das Thema wird passgenau und bedarfsgerecht im
Zusammenhang mit spezifischen Aufgabenstellungen (Umsetzung von Forderpro-
grammen, Auslandsdienstreisen usw.) entwickelt. In Kooperationsprojekten mit ost-
und westeuropdischen Partnern arbeiten z.B. Beschaftigte mit entsprechenden
Kenntnissen und es finden spezifische Vorbereitungen u.a. Sprachkurse und Coa-
chings statt. Bedarf bestehe an fachkundigen Dozent/innen, die in der Lage seien,
Diversity-Kompetenzen passgenau zu vermitteln.

Die Moglichkeiten der Personalgewinnung seien durch die im Land Berlin bestehen-
den Rahmenbedingungen beschrankt. Im Jahr 2009 gab es im gesamten Haus zwei
Neueinstellungen. Aufgrund des Altersdurchschnitts von 50 Jahren werde in den
nachsten 10 bis 15 Jahren mit einem Personalabgang von 25 bis 45 % gerechnet.
Deswegen seien Neueinstellungen unabdingbar. Das Thema Zusammenarbeit Be-
schaftigter unterschiedlicher Herkunft usw. kénnte dadurch an Stellenwert zuneh-
men. Hier waren dann bedarfsgerechte Workshops und Seminare zu konzipieren.
Hier konne dann auch die externe Konflikt- und Sozialberatung dieser Verwaltung
eingebunden werden.

Das Thema alternde Belegschaft werde auch im Gesundheitsmanagement aufgegrif-
fen. Kurse, Vortrage und Gesundheitstage wirden dazu angeboten. Diese Thematik
werde an Bedeutung gewinnen sowohl im Rahmen der Flhrungskrafteschulung als
auch bei unterstiitzenden MaRnahmen flr die Beschaftigten, den Mallnahmen zur
Wissensweitergabe und der Zuschnitte von Aufgabengebieten.

Eine offene Frage sei, wie die dlteren Beschaftigten von den MalBnahmen zum Ge-
sundheitsmanagement besser erreicht und eingebunden werden kénnen.

Im Rahmen der Personalentwicklung wirden MaRnahmen und Instrumente nach
Gendergesichtspunkten ausgewertet, um evtl. Handlungsbedarfe zu erkennen.

Weitere Handlungsfelder flir das Personalmanagement kdnnten sich aus der zum
Interviewzeitpunkt laufenden Beschaftigtenbefragung ergeben. Aber auch in diesem
Zusammenhang wurde betont, dass viele Probleme mit der Altersstruktur und der
Personalverringerung bei wachsenden, sich verandernden Aufgaben zusammen-
hangen.



Senatsverwaltung fiir Inneres und Sport
a) Diversity-sensibler Umgang und Vielfalt in der Belegschaft

In der Abteilung Zentraler Service (ZS) wirden eine offene Gesprachskultur und in-
terkulturelle Erfahrungen durch gemeinsame Projekte und thematisch orientierte
Betriebsausfliige — z.B. zur Synagoge, zum judischen Friedhof, zur Sehitlik Camii oder
zum kulinarischen Miteinander beim Besuch eines Arabisches Restaurants — gefor-
dert. Die Zusammenarbeit zwischen Mitarbeitenden mit ostdeutschem, westdeut-
schem und tlrkischem Hintergrund, unterschiedlicher religioser Zugehorigkeit, ver-
schiedener sexueller Identitdten sowie mit und ohne Beeintrachtigungen gestalte
sich sehr gut.

Die Abteilungsleitung ist bemiht, die Zahl der Beschaftigten mit Beeintrachtigungen
trotz der im Vergleich zu friiher geringeren Einsatzméglichkeiten® zu erhéhen.

Familienfreundliche Personalpolitik driicke sich u.a. dadurch aus, dass bei Unter-
bringungsschwierigkeiten die Moglichkeit und Offenheit bestiinde, Kinder temporar
zur Dienststelle mitzubringen.

b) Diversity-sensible Personalgewinnung und -entwicklung

Im Rahmen des Projekts , Etablierung einer Diversity-Kultur im Offentlichen Dienst”,
welches Teil des 2007 beschlossenen Senatsprogramms ,Service Stadt Berlin“® ist,
wirden Leitlinien fir die Personalentwicklung entwickelt, die landesweit operatio-
nalisiert werden sollen.

In der Senatsverwaltung sei Diversity Management als Strategie der Personalgewin-
nung und -entwicklung Bestandteil vieler Prozesse. Diversity- und interkulturelle
Kompetenz seien neben der Fahigkeit zum Perspektivwechsel und Empathie
Schwerpunkte im Auswahlverfahren fiir Beamtinnen und Beamte im gehobenen
und hoheren Dienst sowie fir Auszubildende. Zusatzlich gefragt seien praktisches
und theoretisches Wissen lber unterschiedliche Lebenswelten, um in interkulturel-
len Uberschneidungssituationen — beispielsweise wenn ein(e) Beschiftigte/r wah-

® Frither gab es einfache Tatigkeiten im Leichtlohnbereich, wie Aktenablage, Schreibtatigkeiten etc., die heute
nicht mehr benétigt werden. Dies berge die Schwierigkeit, sinnvolle Tatigkeiten fir diese Personengruppe zu
finden.

? Siehe unter: http://www.berlin.de/verwaltungsmodernisierung/servicestadt-berlin/verwaltungseffizienz-
und-personalmanagement/index.html



rend des Publikumsverkehrs beten mdochte, ein glaubiger Katholik sich weigert, mit
einem muslimischen Kollegen zusammen zu arbeiten oder eine Mitarbeiterin kopf-
tuchtragend in die Dienststelle kommt — angemessen und fir alle Seiten zufrieden-
stellend handeln zu kénnen.

Aktive Werbung fiir den gehobenen Dienst sei aufgrund der guten Bewerbungslage
nicht dringlich. Im Bereich der Auszubildenden fir Verwaltungsberufe (insbesondere
Verwaltungsfachangestellte) wiirde hingegen aktiv mit Flyern und auf Bewerbungs-
messen geworben. Die Ausschreibungen enthielten den Zusatz, dass Bewerbungen
von Menschen mit Migrationshintergrund ,ausdriicklich erwiinscht” seien, mit dem
Ergebnis, dass Uber 20 % der ausgewahlten Bewerber/innen (Stand 1.11.2010: 26,3
%) einen Migrationshintergrund aufweisen wiirden. Und: Diese seien haufig besser
als ihre Konkurrent/innen.

Im Bereich Personaleinstellung bestehe des Weiteren eine Zusammenarbeit mit
Migrant/innen-Selbstorganisationen, wie z.B. dem Verein TIO e.V. (= Treff- und In-
formationsort fur tlrkische Frauen) und dem TBB (= Tirkischer Bund Berlin-
Brandenburg). TIO Uberpriife die Stellenbeschreibungen auf Barrieren fir Migran-
tinnen und arbeite an der Gestaltung des Auswahlverfahrens mit. Mit dem TBB gabe
es eine Vereinbarung zur Unterstitzung von Bewerber/innen, die aufgrund von Feh-
lern im Einstellungstest-Diktat aus dem Auswahlverfahren ausgeschieden werden.
Sie bekommen die Moglichkeit, ihre Deutschkenntnisse im Laufe eines Jahres zu
verbessern und brauchen im nachsten Anlauf lediglich das Diktat zu wiederholen.
Dies sei allerdings in der Vergangenheit haufiger in Anspruch genommen worden als
derzeit.

Um Diskriminierungen vorzubeugen, wirden bei Bewerbungen weder Foto noch Al-
tersangaben verlangt. Diversity- und interkulturelle Kompetenz, die Fahigkeit zum
Perspektivenwechsel, Ambiguitatstoleranz, Flexibilitdit und Empathie wiirden durch
Fallbeispiele™ im strukturierten Interview des Einstellungstestes abgefragt und ge-
pruft. Zur Anwendung kame hier auch das Berliner Integrationskonzept ,Vielfalt
fordern — Zusammenhalt starken” als Thema fir die Prasentation.

Die Mitarbeit im Steuerungsgremium des Berliner Qualifizierungsnetzwerks BQN
Berlin wird als ein weiterer Ansatz in der diversity-sensiblen Personalgewinnung der
Verwaltung genannt. Darliber hinaus gebe es eine enge Vernetzung der insgesamt
17 fur die Ausbildung in den Verwaltungsberufen (Verwaltungsfachangestellte so-

19 Ein Fallbeispiel: Ein muslimischer Angestellter fehlt einen Tag unentschuldigt, weil er kurzfristig zu einer
Beerdigung reisen musste. Er meldet sich telefonisch und beantragt weitere Tage Urlaub.
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wie Fachangestellte/Kaufleute fur Blirokommunikation) verantwortlichen Ausbil-
dungsbehorden der Stadt. Im Steuerungsgremium des BQN wirden strategische
Fragen zur Personalgewinnung erortert und es wurde die Kampagne ,,Berlin braucht
dich! Erfolg in der Ausbildung” entwickelt. Derzeit hatten etwa 17 oder 18 % der
Auszubildenden einen Migrationshintergrund. Erklartes Ziel seien 25 %.

Von 65 Auszubildenden der Senatsverwaltung fir Inneres und Sport wirden in die-
sem Jahr am Ende voraussichtlich 24 Auszubildende in die Hauptverwaltungen
Ubernommen, das entsprache zwei Personen pro Senatsverwaltung. Alle Auszubil-
denden, die nicht ibernommen werden, bekommen einen Jahresvertrag und damit
einen Zeitraum zur Orientierung in andere Bereiche.!

Senatsverwaltung fiir Integration, Arbeit und Soziales
a) Diversity-sensibler Umgang und die Vielfalt in der Belegschaft

Der Altersdurchschnitt der Mitarbeitenden betrage ca. 50 Jahre. Daher stehe das
Thema Alter in der Personalverwaltung im Zentrum der Aufmerksamkeit. Derzeit
werde ein Projekt zum Wissenstransfer durchgefiihrt, in welchem Instrumente ent-
wickelt wiirden, um das Wissen der ausscheidenden langjahrig Beschaftigten an neu
Eingestellte zu Gbertragen.

Der Anteil von weiblichen Fihrungskraften habe sich durch den Einfluss der Gesetz-
gebung und der Frauenférderung erhoht. Eine Frauenvertreterin sei Teil der Perso-
nalvertretungen. Durch Fortbildungen wiirden Frauen ermutigt, sich fir hohere Pos-
ten zu bewerben.

Unter den Mitarbeitenden in den unteren und mittleren Besoldungs- und Tarifbe-
reichen sei der Anteil der Frauen iberdurchschnittlich hoch.

Der Anteil von Mitarbeitenden mit Behinderung liege bei ca. 5 % und sei grof3er ge-
worden, weil sich die Anerkennungsbedingungen fiir diese Personengruppe verbes-
sert hatten.

Die Struktur der Belegschaft spiegle darliber hinaus die negativen Auswirkungen von
Einstellungsstopp, Personalabbau und natirlicher Fluktuation wider.

" Interessant wire an dieser Stelle zu erfahren, welche Diversity-Merkmale diejenigen Auszubildenden, die in
die Berliner Senatsverwaltung ibernommen wurden, im Unterschied zu den Auszubildenden, die im An-
schluss an die Ausbildung lediglich temporar beschaftigt werden, aufweisen. Dies wurde im Interview leider
nicht thematisiert.



Einzelne Bereiche der Senatsverwaltung wiesen eine besonders vielfdltige Beleg-
schaft auf (LADS; Biiro des Beauftragten fiir Integration und Migration; Biiro des Be-
auftragten fir Menschen mit Behinderung). Die Tatsache, dass Diversity und die In-
teressenvertretung von Personen, die Diskriminierung erfahren haben, Fachaufgabe
dieser Verwaltung sei, wirke sich direkt auf die Binnenstruktur der Belegschaft aus.
Die Verwaltung mochte in ihrer Belegschaft ihre Interessengruppen widerspiegeln.
Dennoch entspreche der Anteil von Mitarbeitenden mit Migrationshintergrund nicht
ihrem Anteil in der Berliner Bevolkerung.

Es existiere eine Dienstvereinbarung zum Mobbing am Arbeitsplatz. Seitdem gab es
ein Beschwerde-Verfahren, in dem es aber nicht um die AGG-Dimensionen gegan-
gen sei, sondern um den Fiihrungsstil.

b) Diversity-sensible Personalgewinnung und -entwicklung

Aufgrund gesetzlicher Regelungen weise die Personalakte lediglich die Dimensionen
Alter und Geschlecht aus. Die Religionszugehorigkeit (sofern nicht steuerlich rele-
vant) bzw. Weltanschauung und sexuelle ldentitat hatten keine gesetzliche Erfas-
sungsgrundlage und wiirden — da Privatangelegenheit — in der Personalauswahl und
Datenerfassung fur die Personalaktenfiihrung nicht berlicksichtigt. Bewerbungen
mussten eine Altersangabe enthalten.

Senatsverwaltung fiir Bildung, Wissenschaft und Forschung
a) Diversity-sensibler Umgang und Vielfalt in der Belegschaft

Unter den Beschaftigten der Senatsverwaltung herrsche ein offener Umgang. Das
sei auch dadurch bedingt, dass viele der Mitarbeitenden des Hauses Padagog/innen
sind.

Zur Forderung der Teilhabe Schwerbehinderter am Arbeitsleben sei eine Integrati-
onsvereinbarung vorhanden. Die Anzahl der Mitarbeitenden mit Behinderung ent-
sprache der gesetzlich geregelten Quote. Zusatzlich gabe es Vereinbarungen zum
Umgang mit Beschaftigten mit eingeschrankter Leistungsfahigkeit sowie Ansprech-
stellen zum Thema Gleichstellung.
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Nur wenige Mitarbeitende hatten einen Migrationshintergrund. Die Zusammenar-
beit von Mitarbeitenden unterschiedlicher sexueller Identitat funktioniere unprob-
lematisch. Zum Thema Mobbing finde ein Dialog mit Interessenvertretungen statt.

Die Angebote der Verwaltungsakademie zum AGG und zum Thema Diversity Mana-
gement wirden beworben, doch die sehr hohe Arbeitsbelastung der Mitarbeiten-
den erschwere ihre Nutzung. Derzeit sei in der Diskussion, Fiihrungskrafte zu Fort-
bildungen zum Thema Diversity Management zu verpflichten. Diversity Manage-
ment sollte ebenso wie Qualitatsmanagement in die Arbeitsprozesse integriert wer-
den.

b) Diversity-sensible Personalgewinnung und -entwicklung

Die aus dem AGG abgeleiteten Anforderungen an Personalgewinnung wiirden durch
die Abteilung Zentraler Service erfullt. Bei Bedarf unterstitze sie die anderen Abtei-
lungen im Haus, beispielsweise bei der Ausgestaltung von Anforderungsprofilen. Ei-
ne Herausforderung bestehe darin, die Anforderungen zu kulturellen Hintergriinden
und interkulturellen Kompetenzen in Ausschreibungen zu formulieren und im Aus-
wahlverfahren herauszufinden, welche Sensibilitdt eine Bewerberin oder ein Be-
werber mitbringt.

Die Arbeitsgruppe Personalentwicklung arbeite an einem Leitfaden fiir Fortbildun-
gen, der derzeit in der Serviceeinheit Personalstelle getestet werde.

Da keine zentralisierte Datenerfassung zum Thema Migrationshintergrund vorhan-
den ist, stellt sich die Frage, welche rechtlichen Veranderungen nétig sind, um eine
entsprechende Strategie zu entwickeln. Zwar gabe es Instrumentarien, um Daten zu
liefern, die die entsprechenden Merkmale erfassen, aber dagegen bestiinden Vor-
behalte von Datenschitzer/innen. Eine separate Datenerfassung fiir einzelne
Merkmale ware moglich, das bedeute aber, eine weitere Statistik fihren zu missen
— und damit unerwiinschte Extraarbeit.

Nicht eingestellte Bewerber/innen bekdamen nach dem Bewerbungsverfahren eine
Rickmeldung, um die Auswahlkriterien transparent zu machen.



Senatsverwaltung fiir Justiz
a) Diversity-sensibler Umgang und Vielfalt in der Belegschaft

Da es in der Justizverwaltung einen Einstellungskorridor gab, ist hier die Altersstruk-
tur der Belegschaft ausgeglichener als in den anderen Hauptverwaltungen und Be-
hérden. Die vergleichsweise starkere Fluktuation von Beschaftigten im hoéheren
Dienst lasse sich auf die finanzielle Besserstellung in anderen Bundeslandern zurtick-
fihren. Schwierigkeiten bereite es, geeignete Nachwuchskrafte flir den nicht-
richterlichen Dienst zu finden.

Der Wissenstransfer von erfahrenen zu neueingestellten Beschaftigten werde durch
gute Mentoring-Systeme gewahrleistet.

Das Geschlechterverhaltnis sei im hoheren Dienst ausgeglichen. Bei den Nach-
wuchskraften liege der Anteil der Frauen sogar bei 60 %. Im Berufsfeld der Rechts-
pflegerinnen und Rechtspfleger sei der Anteil der Frauen im Nachwuchsbereich
deutlich angestiegen. Gegenilber ihren mannlichen Kollegen zeichneten sich
Rechtspflegerinnen im Nachwuchs haufig durch eine bessere Qualifikation aus. Das
Studienfach Jura sei bei Frauen sehr beliebt und der Beruf der Richterin bote die
Moglichkeit von Familie und Beruf zu vereinbaren. Richterinnen und Richter konn-
ten ihre Arbeitszeit selbst gestalten und sie hatten die Moglichkeit der Teilzeitbe-
schaftigung.

Die Gruppe der Schwerbehinderten sei im Justizvollzugsdienst und der Polizei wenig
vertreten, da hier korperliche Fitness wichtiger sei als in anderen Bereichen. Proak-
tive Personalpolitik fir Menschen mit Beeintrachtigungen werde nicht betrieben.
Erblindete oder von Beginn an blinde Richter/innen wiirden entsprechend ihrer Be-
darfe unterstiitzt. Zur Férderung von Menschen mit Behinderung gabe es derzeit in
der Justizverwaltung eine ,,grolRe Runde”.

Der Umgang von Mitarbeitenden verschiedener sexueller ldentitaten sei durch
Selbstverstandlichkeit gekennzeichnet.

Die religiose bzw. weltanschauliche Zugehorigkeit der Mitarbeitenden sei kein Krite-
rium fir die Einstellung. Das Tragen eines Kopftuchs von Referendarinnen und Pro-
tokollfihrerinnen in Gerichtsverhandlungen werde in Bezug auf die Neutralitat bei
Gericht als problematisch erachtet. Sie seien daher vom Sitzungsdienst bzw. der
Protokollfiihrung ausgenommen.
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In der Richterschaft seien Beschaftigte u.a. mit rumanischem und tlirkischem Migra-
tionshintergrund vertreten.

b) Diversity-sensible Personalgewinnung und -entwicklung

Den gesetzlichen Grundlagen, die durch AGG™ und LGG™® gegeben seien, wiirde in
der Praxis Rechnung getragen. Hierzu seien beispielsweise die Bewerbungsbogen
den Vorgaben des AGG angepasst worden — ein Lichtbild werde freigestellt und der
Familienstand werde nicht abgefragt.

Schwierigkeiten berge jedoch die Zielsetzung, mehr Personen mit Migrationshin-
tergrund einzustellen, da das Merkmal Migrationshintergrund statistisch nicht er-
fasst wirde. Es fehle zudem eine Rechtsgrundlage, um solche Daten Uberhaupt er-
fassen zu konnen. Primar werde nach Befahigung und Eignung der Bewerberin bzw.
des Bewerbers ausgewahlt und entschieden. Zur Personalgewinnung wirden auch
Personen mit Migrationshintergrund in den entsprechenden Medien direkt bewor-
ben.

Im hoheren Dienst seien Mehrsprachigkeit und Auslandserfahrungen erwiinscht, da
diese Kompetenzen beispielsweise zur Bearbeitung von Anfragen aus dem Ausland
und zur Betreuung von Besucher/innen erforderlich seien. Deshalb h&tten durch
FortbildungsmaRBnahmen auch Mitarbeitende ohne diesen Hintergrund die Moglich-
keit, die Fremdsprachen Englisch und Polnisch zu erlernen. Die Nachfrage sei grols.
Darlber hinaus wurden Workshops zu den Themen AGG, Interkulturelle Kompetenz
und Gender fiir alle Beschaftigten des Hauses angeboten. Der Workshop zum The-
ma Gender hatte im Besonderen die Personalentwicklung und die Offentlichkeitsar-
beit im Fokus, um die gesetzlichen Vorschriften und die Vorgaben des AGG in der
Personalgewinnung und -entwicklung umzusetzen.

Neben den bestehenden Schulungen sei vorgesehen, zukiinftig ein Diversity-Modul
in die Referendar/innenausbildung zu integrieren.

2 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz
Y Landesgleichstellungsgesetz zur Gleichstellung von Frauen und Minnern im Berliner Landesdienst



c) B[]rger/innenorientierung14

In den Gerichten liege mehrsprachiges Informationsmaterial bereit. Die Gebdude
seien Uberwiegend barrierefrei zuganglich (Rollstuhlgerecht, Brailleschrift im Auf-
zug). Gebardedolmetschen und Sprachmittlung wiirden entsprechend der gesetzli-
chen Vorschriften in den Gerichtsverhandlungen zur Verfluigung gestellt.

Senatsverwaltung fiir Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz
a) Diversity-sensibler Umgang und Vielfalt in der Belegschaft

Integratives Fuhrungsverhalten fordere das Miteinander der Beschaftigten in der
Abteilung und erleichtere die Integration neuer Mitarbeitender, besonders solcher
mit Migrationshintergrund.

Der Umgang mit Beschaftigten mit gleichgeschlechtlicher Identitat sei durch Offen-
heit gepragt.

Die Senatsverwaltung hat sich fur die Beschwerdestelle zum AGG eine Geschafts-
ordnung gegeben, die regelt, welche Falle zur Beschwerde zugelassen werden und
Vorgaben zum Verhalten der Person enthalt, die die Beschwerden annimmt. Die
beiden 2009 bearbeiteten Falle seien allerdings keine klassischen AGG-Fille gewe-
sen.

b) Diversity-sensible Personalgewinnung und -entwicklung

Bei der Personalgewinnung werde auf Gleichstellung geachtet. Beispielsweise sei fiir
die Besetzung von zwei Abteilungsleitungsstellen durch die Senatorin eine ge-
schlechterparitatische Besetzung gefordert worden.

Dartiber hinaus bestehe die Bereitschaft, Mitarbeitende mit verschiedenen Diversi-
ty-Merkmalen, insbesondere Personen mit Migrationshintergrund, einzustellen.
Letztere bewerben sich haufig fir den mittleren Dienst und wiesen einen hohen Bil-
dungshintergrund und gute Qualifikationen auf. Unter den ca. sechs in die Verwal-
tung Gbernommenen Nachwuchskraften seien in den letzten Jahren zwei weibliche

“ Die Senatsverwaltung fir Justiz hat Gber die Gerichte im Vergleich zu anderen Senatsverwaltungen direkten
Burger/innenkontakt. Daher wurden im Gegensatz zu anderen Interviews hier einige Angaben zum Thema
Burger/innenorientierung gemacht.
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Angestellte mit Migrationshintergrund gewesen. Anfangliche vereinzelte Vorbehalte
aus dem Kollegium l6sten sich durch die hohe Leistungsbereitschaft der neuen Kol-
leginnen und einen integrativen Fihrungsstil sehr schnell auf.

Die Fiihrungsebene werbe bei den Beschaftigten fiir Offenheit und sdhe es als ihre
Aufgabe, Einstellungen von Personen mit Migrationshintergrund auch gegen Wider-
stand durchzusetzen. Diesbezlglich wiirden auch Fortbildungen zur Sensibilisierung
durch die Leitung beworben.

Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung
a) Diversity-sensibler Umgang und Vielfalt in der Belegschaft

Gender Mainstreaming werde seit 2001 und die interkulturelle Offnung seit 2005 in
der Verwaltung fiir Stadtentwicklung implementiert. Im Steuerungsdienst wurde im
Jahr 2007 beschlossen, dass Diversity Management durch die jeweiligen Fachabtei-
lungen umgesetzt werden soll. Diese entscheiden, wie sie mit der Vielfalt in den je-
weiligen Regionen umgehen.

Im Haus sei es strategisch erwiinscht, dass die Umsetzung von Diversity durch ei-
ne/n bestimmte/n Mitarbeitende/n vertreten werde, um Widerstanden aus der Be-
legschaft konkret begegnen zu konnen. Auf der Staatssekretdr/innenebene gebe es
ein proaktives Vorgehen. Diversity werde in der Planung berlicksichtigt. Das Thema
Vielfalt sei nicht mit der Fokussierung auf eine Sonderposition vereinbar, d.h. Be-
grindungen mit Bezug auf den eigenen Status als Angehdriger einer Diversity-
Merkmalsgruppe seien unpassend.

Obgleich Mitarbeitende haufig nicht (mehr) den Staatskirchen angehoren, werde im
Haus darauf geachtet, einen wertschatzenden Umgang mit religiosen Kolleg/innen
zu gewahrleisten.

Unter den Beschaftigten seien derzeit zehn Prozent Schwerbehinderte; ihr Anteil
steige aufgrund der Altersstruktur des Hauses an. Barrierefreiheit wird z.B. in Ver-
bindung mit dem Umbau von U- und S- Bahnhofen realisiert. In den Rdumen der Se-
natsverwaltung selbst musste in den letzten funf Jahren an zwei Stellen baulich
nachgebessert werden. Es wurden zwei Broschiiren zu ,,Design 4 all Berlin“ heraus-
gegeben.



Der Umgang mit dem demographischen Wandel sei Thema in den Abteilungslei-
tungsrunden, da der Altersdurchschnitt der Beschaftigten bei Gber 50 Jahren liege
und nur ca. zwei Prozent der Mitarbeitenden unter 30 Jahre alt seien.

Das AGG habe eine sensibilisierende Wirkung in Bezug auf Antidiskriminierung ge-
habt. Es wurde eine Beschwerdestelle eingerichtet, die in den letzten fiinf Jahren
aber nur zwei oder drei Falle bearbeiten musste.

b) Diversity-sensible Personalgewinnung und -entwicklung

Die Abteilung Zentraler Service versucht, Menschen mit unterschiedlichen Diversity-
Merkmalen in den Abteilungen zu beschaftigen. Vor zwei Jahren wurde eine unter
30jahrige Mitarbeiterin mit tirkischem Migrationshintergrund eingestellt. Dies sei
deswegen bemerkenswert, weil es eine grofle Ausnahme ist, dass es Uberhaupt
Neueinstellungen gibt. Im Verwaltungsbereich sind diese tGberhaupt nicht moglich,
im technischen Bereich gab es in 2010 lediglich zehn Neueinstellungen, fiir 2011
sind 15 vorgesehen.”

Interkulturelle Kompetenz sei ein Aspekt von ,Europafihigkeit“'®. Es gebe Ex-
pert/innen fiir einzelne Gebiete, wie z.B. Polen. AuRerdem werde bei Twinning-
Projekten’’ mitgearbeitet. Zu Europafihigkeit gehére auch die Beherrschung des
Englischen. Die Abteilungsleiter/innenrunde fahre mindestens alle zwei Jahre zur
Themenplanung nach Briissel, wofiir entsprechende Englischkenntnisse erforderlich
seien. Die hausinternen Englischkurse wiirden hierarchielbergreifend angeboten.
Allein das Sprachniveau sei entscheidend fiir die Zuordnung zu einem bestimmten
Kurs, so dass hier Abteilungsleitende mit Sekretar/innen gemeinsam lernen. Das An-
gebot werde sehr gut angenommen und habe auch einen Austausch Uber Abtei-
lungsgrenzen hinweg beférdert.

Die Themen Gender und Diversity wirden in den Auswahlverfahren berlcksichtigt.
In Fragestellungen bezogen auf Fachthematiken wie Verkehr oder Tiefbau gehorten
Geschlechter- und interkulturelle Erfordernisse dazu. Schon am Sprachgebrauch zei-

> Im Haus und den nachgeordneten Behorden sind ca. 1800 Mitarbeitende beschaftigt.

16 http://www.berlin.de/rbmskzl/europa/europapolitik/europafaehigkeit.html

7 Als Twinning bezeichnet man die Kooperation einer Behérde eines EU-Mitgliedsstaates mit einer gleichge-
stellten Behorde in den neuen Mitgliedslandern Rumanien und Bulgarien, in den Kandidatenlandern Tiirkei
und Kroatien, oder in den neuen Nachbarn der EU. Ziel ist die Durchfiihrung eines konkreten Projekts in der
Unterstlitzung des Verwaltungsaufbaus sowie der Vermittlung von Erfahrungen mit dem EU-Recht.”
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/internationales_eu/staedte_regionen/de/projekte/twinning.shtml


http://www.berlin.de/rbmskzl/europa/europapolitik/europafaehigkeit.html
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/internationales_eu/staedte_regionen/de/projekte/twinning.shtml
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ge sich, ob Menschen in diese Richtung denken bzw. ob sie Chancengleichheit und
Vielfalt thematisierten oder nicht.

Ein Top-Down-Prozess wird beflirwortet. Es sei wichtig, Fiihrungskrafte zu qualifizie-
ren. Bei Fortbildungen zu Diversity solle nicht mit der ,moralischen Keule” gedroht
werden, sondern sie missten Spall machen. Als eine Moglichkeit wurde in diesem
Zusammenhang auch auf kulturelle Angebote in Form von ansprechenden Erlebnis-
einheiten hingewiesen, wie beispielsweise den gemeinsamen Besuch von Theater-
auffihrungen. Ein anderes Beispiel: Obwohl es bei den Beschaftigten grolRe Wider-
stande gegen interkulturelle Angebote gebe — ,Zeitmangel” werde als Ausrede vor-
geschoben — sei eine Exkursion zu den interkulturellen Garten in Marzahn gut ange-
nommen worden. Fir Januar 2011 sei ein Moscheebesuch geplant. Zwang und ver-
pflichtende Fortbildungen seien nicht erwiinscht. Generell seien aber Fortbildungen
ein im Haus willkommenes Thema, es herrsche eine Kultur der lernenden Organisa-
tionen. Ebenfalls flir Januar 2011 sei eine Veranstaltung zu interkultureller Kompe-
tenz geplant.

Mit der Wende habe es eine Verdnderung in der Mitarbeiter/innenstruktur gege-
ben, da viele ostdeutsche Frauen in die Senatsverwaltung ibernommen worden
seien. Erst kiirzlich sei ein neuer Frauenforderplan verabschiedet worden. Frauen
stellen Uber 50 Prozent der Beschaftigten, aber nicht im héheren Dienst. Die Abtei-
lungsleitungsebene sei, bis auf eine Ausnahme, rein mannlich besetzt. Viele mannli-
che Beschiaftigte wiirden jedoch bald altersbedingt ausscheiden, was ein Nachri-
cken von Frauen ermoglicht. Haufig seien Frauen besser qualifiziert, aber es sei auch
schon vorgekommen, dass eine Frau ihre Bewerbung fiir eine Abteilungsleitungs-
stelle zuriickgezogen habe.

Sexuelle Identitat sei kein relevantes Thema bei Stellenbesetzungen.

Senatskanzlei

a) Diversity-sensibler Umgang und Vielfalt in der Belegschaft
Da schon das Grundgesetz dem Offentlichen Dienst vorschreibe, diskriminierungs-
frei zu arbeiten, seien die Vorgaben des AGG in der alltaglichen Arbeit bereits umge-

setzt gewesen.

Die Belegschaft der Senatskanzlei setze sich mehrheitlich aus Frauen zusammen.
Das Themengebiet Gender werde mit externen Moderator/innen bearbeitet.



Die zu erfillende Quote von 6 % fiir die Beschaftigung Schwerbehinderter sei immer
erreicht gewesen. Die Zugange zum Haus seien jedoch nicht rollstuhlgerecht.

Homosexuelle Beschaftigte seien schon seit mindestens zwei Dekaden auf allen Hie-
rarchieebenen vertreten.

Beschaftigte mit Migrationshintergrund, wie im AGG definiert, gdbe es keine. Eine
Mitarbeiterin habe die amerikanische Staatsbiirgerschaft. Unter den Mitarbeiten-
den seien keine (potenziell) von rassistischer Diskriminierung Betroffenen.

Der Altersdurchschnitt lage bei 49 Jahren. Frei werdende Stellen wiirden durch jiin-
gere Personen besetzt.

Mobbingfalle seien keine bekannt.

b) Diversity-sensible Personalgewinnung und -entwicklung

Fiir eine Diversity-sensible Personalgewinnung sei generell mehr Sensibilitat in der
Belegschaft erforderlich, um Abwehrreaktionen entgegen zu wirken.

Fir eine aktuell zu besetzende Stelle im Personalbereich sei eine Bewerberin mit
tlrkischem Migrationshintergrund zum Bewerbungsgesprach eingeladen.

Qualifikation sei das zentrale Erfordernis fir die Einstellung. Darauf seien auch die
Anforderungsprofile zugeschnitten. Mehrsprachigkeit sei eine Kompetenz, die als
Mehrwert fur den Blirger/innenkontakt in der Blirger/innenberatung gesehen wer-
de. Die Birger/innenberatung werde nach Schatzung der Mitarbeitenden haupt-
sachlich von Bilrger/innen aus osteuropaischen Staaten besucht. Es gebe einen
Sprachendienst flr Russisch und Tschechisch. Wenige Birger/innen seien tiirkischer
oder arabischer Herkunft.

Teilzeitbeschaftigung sei moglich. Bislang gebe es aber wenige Telearbeitsplatze, da
eine hohe Prasenz im Hause notwendig sei.



27

3.1.2 Ansdtze und Entwicklungen durch die Beauftragten und merkmalsbezoge-
nen Fachabteilungen

Im Folgenden werden die Perspektiven der Landesbeauftragten und merkmalsbezo-
genen Fachabteilungen im Hinblick auf ihre Aufgaben, die Erfolge und Herausforde-
rungen ihrer Arbeit dargestellt.

Landesbeauftragter fiir Menschen mit Behinderung

Die Funktion der/s Landesbeauftragten fir Menschen mit Behinderung (LfB) exis-
tiert seit den frilhen 1980er Jahren. Sie hatte jedoch zunachst keine gesetzliche
Grundlage. Der erste LfB war Abteilungsleiter fir Behindertenpolitik.

Mit dem Gesetz zu Artikel 11 der Verfassung von Berlin (Herstellung gleichwertiger
Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne Behinderung) vom 17. Mai 1999
und dem darin enthaltenen Artikel |, Gesetz Uber die Gleichberechtigung von Men-
schen mit und ohne Behinderung (Landesgleichberechtigungsgesetz [LGBG]) wurde
dann das Amt der/s LfB als fachlich unabhangige Stelle auf eine gesetzliche Grundla-
ge gestellt. Zuvor war dieses Amt durch das fir Soziales zustandige Mitglied des Se-
nats besetzt worden. Seitdem erfolgt eine Berufung durch den gesamten Senat — bei
voller Mitbestimmung des Landesbeirats flir Menschen mit Behinderung (s.u.).

Im Zuge der gesetzlichen Neustrukturierung der Funktion wurde die Aufgabe dem
Leitungsbereich der Senatsverwaltung flir Soziales zugeordnet. Der LfB ist vor allem
fir die Umsetzung des Landesgleichberechtigungsgesetzes (LGBG) zustandig. |hm
obliegt die Kontrolle der Senatsverwaltungen Uber deren Verantwortung gleichwer-
tige Lebens- und Arbeitsbedingungen von Menschen mit und ohne Behinderung
herzustellen. Aufgaben und Gestaltungsraum des LfB sind in § 5 LGBG zusammenge-
fasst.

Durch die gesetzliche Grundlage habe sich die Arbeit des LfB erleichtert und sei
starker politisch orientiert. Wahrend seine Aufgaben zuvor vorrangig in der Zustan-
digkeit fur Beschwerden und im Kontakt zu Menschen mit Behinderungen lagen,
misse der LfB nun bei allen Gesetzes-, Verordnungs- und sonstigen wichtigen Vor-
haben, soweit sie Fragen der Integration der Menschen mit Behinderung behandeln
oder berihren, beteiligt werden. Obgleich seine Beteiligung an Gesetzesvorlagen
rechtlich geregelt ist, seien es aber haufig der LfB und seine Mitarbeitenden, die
entdecken, dass eine Gesetzesvorlage iberhaupt in Bearbeitung ist. Die gesetzliche
Grundlage erleichtere allerdings auch in solchen Fallen die Einflussnahme. Durch



diese Aufgabe und die Beibehaltung der Ombudsfunktion sei der Zeitbedarf ge-
wachsen.

Seit Inkrafttreten der UN-Behindertenkonvention am 26. Marz 2009 existierte eine
Verschrankung zu landesgesetzlichen Regelungen insbesondere zum Gesetz zu Art.
11 der Verfassung von Berlin. Die UN Konvention brachte eine Erweiterung hinsicht-
lich bestimmter Punkte, die auch fir Berlin Giber die Umsetzung des Art. 11 der Ber-
liner Verfassung hinaus neue Anforderungen bedeuteten. Sie benennt z.B. in Artikel
9 erstmalig die staatliche Uberwachungsfunktion bei der Umsetzung von Barriere-
freiheit. Der LfB sieht seine Funktion darin, die Verpflichtung der UN-Konvention in
unmittelbar geltendes Bundes- und Landesgesetz umzusetzen. Er bemuihe sich auf-
grund dessen darum, dass der Kontrollanspruch der UN-Konvention sowohl in das
neue Landesgaststattengesetz als auch in die Bauordnung fiir Berlin aufgenommen
wird.

Die wichtigste Unterstiitzung bei der Auslibung seines Amtes erhalt der Landesbe-
auftragte durch den Landesbeirat fliir Menschen mit Behinderung, der durch das
LGBG ebenfalls eine Neubestimmung erfahren hat. Im Landesbeirat sind 15 Behin-
dertenorganisationen mit Sitz und Stimme vertreten sowie weitere sieben nicht
stimmberechtigte Mitglieder, zu denen auch der LfB gehort.

Die Aufgabe des Landesbeirats besteht darin, den LfB in allen Fragen, die die Belan-
ge von Menschen mit Behinderung beriihren, zu beraten und zu unterstiitzen (vgl. §
6 LGBG). Ferner treffen sich die Bezirksbeauftragten fiir Menschen mit Behinderung
regelmaRig zu einer monatlichen Sitzung.

Durch das AGG habe sich die Sensibilitat der Betroffenen erhoht. Dies schlage sich
verstarkt in der Ombudsfunktion des LfB nieder. Die Inanspruchnahme der Sprech-
stunde ist zahlenmaRig hoch. Ermutigt durch das AGG nahmen viele Betroffene Dis-
kriminierungen starker wahr und entwickelten auch das Bedirfnis, sich ihnen zu wi-
dersetzen.

Teilweise werde den Betroffenen dabei unmittelbar durch den LfB oder die Bezirks-
behindertenbeauftragte geholfen, bei grundsatzlichen Fragestellungen wiirden sie
an die LADS verwiesen. Haufige Themen in den Sprechstunden seien Beschwerden
Uber das Job-Center. Die genannten Probleme seien jedoch oftmals solche, die nicht
nur Menschen mit Behinderungen widerfahren.

Das Amt des LfB verfligt Uber drei Mitarbeitende in Vollzeitstellen, von denen kei-
ne/r im hoheren Dienst angestellt ist. Um seinen Anspruch bei Gesetzesvorhaben
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nicht nur formulieren, sondern auch durchsetzen zu kénnen, bendtige der LfB per-
sonelle Verstarkung durch Mitarbeitende, die wissenschaftliche Dienste anbieten
kdnnen. Dringend gebraucht wirden Architekt/innen und Jurist/innen.

Noch immer werde seine Funktion als LfB durch Nichtbeteiligung an Gesetzes- und
anderen Vorhaben umgangen. Haufig schlage ihm schlichtweg Nichtbeachtung
durch Nichtwissen entgegen. Um dem entgegenzuwirken und sein Recht, offensicht-
liche oder vermutete Diskriminierungen von Menschen mit Behinderung bei den zu-
standigen Stellen zu beanstanden, verfasse der LfB einen Tatigkeitsbericht und ei-
nen jahrlichen Bericht tGiber VerstoRe des Landes Berlin gegen das LGBG zur Vorlage
an das Abgeordnetenhaus. Dieser werde gegebenenfalls in den betreffenden Aus-
schussen des Abgeordnetenhauses beraten. Die im Bericht benannte Behorde oder
Institution etc. erhalte die Moglichkeit eine Gegendarstellung zu unterbreiten.

Eine weitere Herausforderung liege in der Problemgruppenkonkurrenz. Jahrzehnte
sei der Begriff Integration mit der Eingliederung von Menschen mit Behinderungen
verbunden gewesen. Heutzutage habe sich die Problemorientierung weg — und da-
mit zu Ungunsten — von Menschen mit Behinderungen verschoben, eine Tatsache,
die sich u.a. in der geringeren Beachtung dieses Personenkreises in der Offentlich-
keit ausdriicke.

In Folge dessen nehme der Aspekt der sozialen Benachteiligung von Menschen mit
Behinderung in der 6ffentlichen Wahrnehmung ab. Dabei lebten iber 500.000 Men-
schen mit einem Grad der Behinderung von mindestens 30 in Berlin. Viele von ihnen
konnten nicht ohne Unterstlitzung leben. Menschen mit geistiger oder Mehrfach-
behinderung seien nach wie vor und zunehmend gegeniiber anderen Gruppen sozial
benachteiligt.

Fachbereich Gleichgeschlechtliche Lebensweisen

Der Fachbereich gleichgeschlechtliche Lebensweisen (gglw) existiert seit 1989 und
befasst sich mit gesamtstadtischen Querschnittsaufgaben. Die Aufgaben des Fach-
bereichs sind:

e zu verschiedenen Grundsatzthemen wie z. B. Gewalt gegen Lesben und
Schwule generell und speziell homosexuelle Jugendliche Informationen zu
sammeln, auszuwerten und Konzepte zu entwickeln,

e an Landes- und Bundesgesetzen und Verordnungen mitzuwirken, z. B. Le-
benspartnerschaftsgesetz, Richtlinien zur Sexualkundeerziehung,



e Ansprechpartner in Diskriminierungsfallen — z. B. am Arbeitsplatz — zu
sein,

e auf Bereiche des Bildungswesens und der Sozialarbeit so Einfluss zu neh-
men, dass traditionelle Familienbilder erweitert und Rollenvorstellungen
hinterfragt werden,

e Projekte im Bereich gleichgeschlechtliche Lebensweisen zu beraten, zu
unterstitzen und finanziell zu fordern,

e die Offentlichkeit Giber die Lebensweisen von Lesben, Schwulen, bi-, trans-
und intersexuellen Personen durch Veranstaltungen und Broschiiren zu
informieren.*®

Der Fachbereich dokumentiert seine Arbeit (iber Berichte, Newsletter und Brosch-
19
ren.

Der Fachbereich hat sich erfolgreich fiir die Schaffung der Verfassung von Berlin (Ar-
tikel 10 Abs. 2 Gleichberechtigung von Menschen unterschiedlicher sexueller Identi-
tat und Artikel 12 Diskriminierungsschutz von auf Dauer angelegten Lebensgemein-
schaften) eingesetzt, die seit 2004 in Kraft ist.

Neben diesem Landesgesetz und der Initiative ,Berlin tritt ein flur Selbstbestimmung
und die Akzeptanz sexueller Vielfalt” zahlten zu den Erfolgen des Fachbereichs die
Einfihrung des Ortszuschlags, der Hinterbliebenenversorgung und des Familienzu-
schlags fir gleichgeschlechtliche Partnerschaften, Ausfiihrungsvorschriften sowie
das ,Gesetz zur Anpassung des Landesrechts auf Grund der Einflihrung der Einge-
tragenen Lebenspartnerschaft” im Jahr 2001. Bundesweit nehme Berlin mit diesen
Regelungen und Gesetzgebungen eine Vorreiterrolle ein, ebenso beim Vorhaben
der Offnung der Ehe fiir Homosexuelle.

Der Fachbereich ist bundesweit gut vernetzt und betreibt eine erfolgreiche Offent-
lichkeitsarbeit: Er veranstaltet internationale Konferenzen z.B. zu Antigewaltarbeit,
veroffentlicht Studien beispielsweise zu Tatermotivation, gibt bundesweit begehrte
(und meist schnell vergriffene) Broschiiren zu Fachthemen wie ,, Regenbogenfamili-
en” heraus. Im September 2010 fand die Fachtagung , Inklusive Leidenschaft - Les-
ben, Schwule, transgeschlechtliche Menschen mit Behinderung” statt.

18

http://www.berlin.de/imperia/md/content/lb_ads/gglw/aufgaben_und_ziele.pdf?start&ts=1269865973&file
=aufgaben_und_ziele.pdf
¥ http://www.berlin.de/Ib/ads/gglw/publikationen/index.html


http://www.berlin.de/imperia/md/content/lb_ads/gglw/aufgaben_und_ziele.pdf?start&ts=1269865973&file=aufgaben_und_ziele.pdf
http://www.berlin.de/imperia/md/content/lb_ads/gglw/aufgaben_und_ziele.pdf?start&ts=1269865973&file=aufgaben_und_ziele.pdf
http://www.berlin.de/lb/ads/gglw/publikationen/index.html
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Der Fachbereich arbeite gut mit Nicht-Regierungsorganisationen zusammen, bei-
spielsweise bei der Entwicklung und Umsetzung der Initiative ,Berlin tritt ein fir
Selbstbestimmung und die Akzeptanz sexueller Vielfalt” und in thematischen AGs.

Gemessen an dem umfangreichen Aufgabengebiet sei die personelle Ausstattung
schwach: Es gibt drei Mitarbeitende; der Zuwendungsetat betragt in diesem Dop-
pelhaushalt erstmalig ca. 700.000 Euro. Die Initiative ,Berlin tritt ein fiir Selbstbe-
stimmung und die Akzeptanz sexueller Vielfalt” ist zunachst bis Ende 2011 begrenzt.

In der Verwaltung bestlinden dieselben Vorurteile und Vorbehalte wie in der restli-
chen Gesellschaft. Nach wie vor sei es nicht im Bewusstsein vieler Verwaltungsmit-
arbeitenden verankert, dass die Gleichberechtigung von Menschen unterschiedli-
cher Sexualitaten gesetzlich verankert ist.

In der Polizei gibt es seit Mitte der 1990er Jahre Schulungen zu sexueller Identitat,
auch als Teil der Ausbildung, aber die Effekte seien nicht nachhaltig genug. Es gebe
in der lesbisch-schwulen-bi-transgeschlechtlichen Szene immer noch kein Vertrauen
in die Polizei. Das zeige sich unter anderem am Anzeigeverhalten: Es bestehen groRe
Unterschiede in der Anzahl der Falle, die Antigewalt-Beratungsstellen und denen,
die der Polizei gemeldet werden.

Ein wichtiges Projekt derzeit sei die Veranderung der Vergaberichtlinien fiir Auftrage
der offentlichen Hand im Hinblick auf den Diskriminierungsschutz sexuelle Identitat.
Die Schwierigkeit bestliinde darin, dass die Notwendigkeit hierflir nicht gesehen
werde.

Es sei immer noch nicht selbstverstandlich, dass das Thema ,,sexuelle Identitdt” ein
Bereich ist, den die Verwaltung bearbeiten muss. Vom Sonderstatus wegzukommen
— das Thema werde nach wie vor als zusatzliche Belastung wahrgenommen — und es
als Querschnittsthema zu verankern, sei das Ziel der Arbeit des Fachbereichs.

Fachstelle Gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm

Die (Geschlechter-)Gleichstellungspolitik wird in Berlin seit 1989 betrieben. Im Jahre
2003 wurde die Geschaftsstelle Gender Mainstreaming eingerichtet, um Gender
Mainstreaming als Instrument in der Berliner Verwaltung zu implementieren. Der
hier entwickelte ,Gender-Check” flir Senatsvorlagen dient der Kontrolle dariiber, ob
und wie sich eine Vorlage auf das Geschlechterverhaltnis auswirkt.



Im April 2008 wurde zusatzlich das im Koalitionsvertrag beschlossene ,,Gleichstel-
lungspolitische Rahmenprogramm 2008 - 2011 — Strategien flr ein geschlechterge-
rechtes Berlin® (GPR)20 verabschiedet um die inhaltliche und strategische Weiter-
entwicklung der Berliner Gleichstellungspolitik voranzutreiben und die Geschlech-
tergerechtigkeit mit aktuellen Fragestellungen zu verknupfen. Als Schwerpunkte fir
gleichstellungspolitische MaRBnahmen und Ziele werden die funf Politikfelder: Bil-
dung, existenzsichernde Beschaftigung, demografischer Wandel, soziale Gerechtig-
keit und Integration benannt. Zur Umsetzung des GPR wurde am 28. Juli 2008 ein
Masterplan®® mit konkreten MaRnahmen und Aktivititen beschlossen und im Sep-
tember 2008 eine Geschaftsstelle eingerichtet. Die Geschaftsstelle ist zustandig fir
Querschnittsaufgaben, die in allen Senatsverwaltungen umgesetzt werden sollen.
Sie musse flr jede Legislaturperiode neu beschlossen werden.

Derzeit liege der erste Bericht zur Umsetzung des Masterplanes fur die Jahre 2008
und 2009% vor. Ein Ziel der Geschéftsstelle fiir die nachste Legislaturperiode sei,
den Masterplan zielorientierter zu Giberarbeiten.

Zur Umsetzung ihrer Querschnittsaufgaben liege der Fachstelle ein Budget von
200.000 Euro jahrlich vor, das fiir Ausgaben zur Gender-Kompetenzentwicklung,
Fachberatungen und die Kommunikation zu einzelnen Verwaltungsbereichen zur
Verfligung stiinde. Die Organisation und Durchfiihrung von Fachkonferenzen sei da-
bei ein wesentliches Instrument. Am 16. und 17. September 2010 habe es bei-
spielsweise eine Fachtagung zum Thema ,Gender Budgeting — von der Analyse zur
Steuerung” gegeben, zu der Fachkrafte aus verschiedenen Verwaltungen eingeladen
waren. Die Fachtagung zum Thema ,Alleinerziehend — doppelt gefordert” am 30.
Juni 2010, zu der Verbande, Vertretungen der Job-Center und der Hilfesysteme ein-
geladen waren, sei ein wichtiges Angebot zur Fortbildung und zur Kommunikation
von Best-Practice-Beispielen aus den Bezirken gewesen und habe dariiber hinaus
die Bildung von Netzwerken zur Ubertragung der erfolgreich etablierten MaRnah-
men gefordert.

Zum Zeitpunkt des Interviews waren fachbezogene Tagungen zu den Themen Gen-
der in der Jugend- und Bildungsarbeit (15. Dezember 2010) und Gender im Sport
(2011) in Planung.

Ein weiteres Instrument sei der Genderdatenreport (aktuell vom Februar 2010). Er
werde in Zusammenarbeit mit dem statistischen Landesamt laufend fortgeschrie-

2% http://www.berlin.de/sen/gender/index.html
21
Ebd.
2 http://www.gleichstellung-weiter-denken.de/gleichstellung-bericht.html


http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-frauen/gpr.pdf
http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-frauen/gpr.pdf
http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-frauen/gpr.pdf
http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-frauen/mp_gpr_drs_16_2571.pdf
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ben. Der aktuelle Genderdatenreport enthalte auch eine Auswertung speziell zum
Bereich Jugend.

Die Statistik zur Entwicklung der Beschaftigungszahlen fiir den Zeitraum 1. Juli 2006
bis 30. Juni 2008 kann im Neunten Bericht liber die Umsetzung des Berliner Landes-
gleichstellungsgesetzes gemaR § 19 LGG nachgelesen werden.

Landesbeauftragter fiir Integration und Migration

Der Beauftragte des Senats fir Integration und Migration ist ressortibergreifend
mit der Integration der Migrantinnen und Migranten befasst. Sein Aufgabenfeld um-
fasst vier Bereiche:

(1) die Entwicklung von Gesamtstrategien und die Konzeption von Malinah-
men zum Abbau von Integrationshemmnissen im rechtlichen, administra-
tiven und sozialen Bereich,

(2) die Berichterstattung tiber die Umsetzung der Konzepte,

(3) die Starkung von Migranten/innenselbstorganisationen (MSOen) und

(4) die Ombudsfunktion.

In allen Aufgabenbereichen arbeiten der Integrationsbeauftragte und seine ca. 30
Mitarbeitenden eng mit kommunalen Integrationsbeauftragten und Vertretungen
von Migrant/innen, Verbanden, Initiativen und den diplomatischen Vertretungen
zusammen.

Die Einrichtung besteht seit 1981. Mit Erlass des Partizipations- und Integrationsge-
setzes werde die Stelle des Integrationsbeauftragten auf eine gesetzliche Basis ge-
stellt.

Wahrend die erste Generation der Auslanderbeauftragten vorrangig eine Ombuds-
funktion erfiillte, habe die Integrationspolitik mittlerweile einen hoheren Stellen-
wert erhalten. Folglich werde das Thema der Integration auf Verwaltungsebene in
den Fachbereichen behandelt. Gleichzeitig habe die Stelle in ihrer Querschnittfunk-
tion eine Erweiterung ihrer Aufgabenfelder erfahren. Im Jahre 2004 wurde das Auf-
gabengebiet des Integrationsbeauftragten um die Koordinierung von Programmen
gegen Rechtsextremismus erganzt. Der Integrationsbeauftragte férdert dariber hi-
naus MSOen mit dem Ziel, diese in ihrer Selbstorganisation und als Partnerinnen in
der Umsetzung von Integrationsmalinahmen zu unterstiitzen und dadurch die Parti-
zipation der Migrantinnen und Migranten zu starken. Mit der Griindung des Landes-



beirats fur Migration (2003/04) wurde in Berlin ein Vorbild fir die Einbeziehung von
MSOen in die Entscheidungs- und Beratungsstrukturen des Senats geschaffen.

Der Beauftragte versteht sich als Schnittstelle zwischen Verwaltung, Politik und Of-
fentlichkeit. Sein Blro ist gleichzeitig eine direkte Anlaufstelle fliir Ratsuchende in
integrations- und auslander- und sozialrechtlichen Fragen. Die Beratungstatigkeit
dient zum einen der unmittelbaren Klarung von Zweifelsfallen zum anderen der Hil-
fe in Problem- und Notsituationen. Besonders schwierige Einzelfdlle kbnnen der Ber-
liner Hartefallkommission vorgetragen werden, der der Beauftragte angehort.

Die positive Reaktion der Ressorts auf die Stelle des Beauftragten sei darauf zurlick-
zufiihren, dass durch dessen kontinuierliche Arbeit positive Auswirkungen auf Prob-
lemlagen, wie beispielsweise der Fachkraftemangel von Mitarbeitenden mit Migra-
tionshintergrund bei der Polizei, zu verzeichnen seien. Durch die Kampagne ,Berlin
braucht dich” habe sich der Prozentsatz der Auszubildenden mit Migrationshin-
tergrund seit 2006 von 8 % auf 20 % erhoht. Veranderungen seien beispielsweise in
den Stellenausschreibungen der Polizei sichtbar. Inzwischen wurde ,Berlin braucht
dich” auf Betriebe mit Landesbeteiligung (BSR, Vivantes, Berliner Wasserbetriebe
u.a.) Ubertragen. Diese Betriebe begdannen nun zu Gberdenken, wie sie im Hinblick
auf Auszubildende mit Migrationshintergrund aufgestellt sind, welche Veranderun-
gen in den internen Ausbildungsstrukturen vonnoten sind, um mit der Vielfalt der
Auszubildenden kompetent umgehen zu kénnen und nicht zuletzt auch um die Quo-
te der Ausbildungsabbriiche zu senken.

Mit dem Integrationskonzept von 2007 wurden erstmals die Grundsatze einer um-
fassenden und strategisch ausgerichteten Integrationspolitik formuliert. Das erste
Integrationskonzept aus dem Jahr 2005 hatte bereits eine breite Diskussion Uber die
Berliner Integrationspolitik ausgelost. Die im Juni 2007 vom Senat beschlossene
Weiterentwicklung greift diese Diskussion auf und beschreibt Handlungsstrategien
sowie Leitprojekte und deren Ziele fir die Legislaturperiode bis 2011. Der erste Um-
setzungsbericht zum Integrationskonzept von 2007 ist 2009 erschienen. Er enthalt
einen Integrationsmonitor mit Indikatoren, anhand derer gemessen werden kann,
zu welchem Grad die Ziele erreicht wurden.?

Als Teil der Verwaltungsmodernisierung konnte die interkulturelle Organisations-
entwicklung in einer Reihe von Verwaltungen vorangebracht werden, darunter drei

3 siehe: http://www.berlin.de/Ib/intmig/integrationskonzept.html
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Berliner  JobCenter  (Friedrichshain-Kreuzberg, Lichtenberg, Tempelhof-
Schoneberg)®* und die Auslanderbehsrde?.

Das Aktionsprogramm ,Vielfalt fordern — Zusammenhalt starken” 2008/9%° setzte
neue Akzente, indem mannliche Jugendliche und Erwachsene ins Blickfeld der MaR-
nahmen gerlckt wurden, die haufig in widerspruchliche Rollenmuster und Familien-
strukturen eingebunden und nachweislich geringere Teilhabechancen und Erfolge in
Bildung, Ausbildung und Beschaftigung haben. Mit einem Gesamtvolumen von ca.
950.000 Euro wurden Projekte geférdert. Um die Zielgruppen besser erreichen und
ihre Teilhabemoglichkeiten in den Quartieren erweitern zu kdnnen, wurden vorran-
gig Tandemprojekte zwischen etablierten Tragern und MSOen gefordert.

Um die durch Schlagworte und -zeilen bestimmte Integrationsdebatte mit Fakten zu
unterlegen, wurden zu den gangigsten Schlagwoértern Daten und Fakten zusammen-
gestellt, die jetzt auf der Internetseite des Integrationsbeauftragten abrufbar sind.?’

,Der deutsche Pass hat viele Gesichter” ist das Motto der 2006 gestarteten Berliner
Einblrgerungskampagne, deren erfolgreiches Konzept inzwischen auch von anderen
Bundeslandern — Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Hamburg — ibernommen
wurde. Zum Markenzeichen der Kampagne ist der Flyer in Form eines Passes ge-
worden, der Uber das Einblirgerungsverfahren informiert und in dem Berlinerinnen
und Berliner in personlichen Stellungnahmen erlautern, warum es flr sie wichtig
war, den deutschen Pass zu beantragen.?®

Der Integrationsbeauftragte hat in den letzten Jahren gemeinsam mit anderen Bun-
deslandern eine verbesserte Datenerhebung vorbereitet. Weiterhin weisen die
meisten Statistiken, abgesehen vom Mikrozensus, das Merkmal ,Migrationshin-
tergrund” nicht aus. Im Rahmen des Integrationsmonitors werden die Daten, soweit
verfligbar, systematisch ausgewertet.

Modernisierungsprozesse in der Verwaltung wiirden durch bestehende Strukturen
und die knappen Ressourcen erschwert.

* Siehe: Senatsverwaltung flr Integration, Arbeit und Soziales. Der Beauftragte des Senats fiir Integration
und Migration (Hg.) (Januar 2010). Interkulturelle Offnung von drei Berliner JobCentern — Der erfolgreiche Pro-
zess einer interkulturellen Organisationsentwicklung

> Siehe: Spenner-Glig, Anita und Ude, Gudrun (2009). Verdnderungsprozess in der Ausldnderbehérde Berlin.
Organisationsentwicklung zur interkulturellen Offnung 2004 — 2008.

*® Siehe: Senatsverwaltung fur Integration, Arbeit und Soziales. Der Beauftragte des Senats fiir Integration
und Migration (Hg.) (August 2010). Bilanz des Aktionsprogramms ,,Vielfalt férdern — Zusammenhalt stdrken”
2008/9.

7 Siehe: http://www.berlin.de/lb/intmig/schlagworte_der_integrationsdebatte_start.html

%8 Siehe: http://www.berlin.de/Ib/intmig/einbuergerungskampagne.html



Die aktuelle Integrationsdebatte sei ein Indikator der gesamtgesellschaftlichen
Stimmung und wirke sich negativ aus. Die rechtliche Absicherung der Stelle des Be-
auftragten durch das Partizipations- und Integrationsgesetz sei daher ein wichtiger
Schritt, um diesem entgegen zu steuern. Darliber hinaus werde die interkulturelle
Offnung durch das Gesetz zur Pflichtaufgabe. Damit wird die Grundlage fiir weitrei-
chende interkulturelle Offnungsprozesse in der Berliner Verwaltung und in den Ber-
liner Unternehmen mit Mehrheitsbeteiligung durch das Land Berlin geschaffen.

Zu den gesetzlichen Vorgaben der interkulturellen &ffnung® gehéren insbesondere:

- die umfassende interkulturelle Offnung aller Verwaltungsbereiche (bspw.
Personal- und Organisationsentwicklung),

- die Erh6hung des Anteils von Menschen mit Migrationshintergrund unter den
Beschiftigten (Festlegung von Zielvorgaben und Uberpriifung der Zielerrei-
chung),

- die Berucksichtigung interkultureller Kriterien in Forderrichtlinien und For-
derprogrammen und

- die regelmaRige Berichterstattung.

Fachreferat fiir Senior/innenpolitik

Die Stelle des Fachreferats fiir Senior/innenpolitik deckt Querschnittsaufgaben so-
wohl innerhalb der Senatsverwaltung fir Integration, Arbeit und Soziales als auch
innerhalb des Senats insgesamt ab. Insofern beschrdnke sich die Tatigkeit der/s
Fachreferent/in nicht allein auf das Ressort Soziales, sondern es gehe darum, die
vielfaltigen Aspekte des Alters herauszuarbeiten und Potenziale dlterer Menschen
zu wecken.

Der Aufgabenbereich des Fachreferats erstreckt sich nach auen und nach innen: Es
besteht eine enge Kooperation mit dem Landesseniorenbeirat. Dieser berat die
Verwaltung und das Parlament. Der Beirat setzt sich aus den zwdlf Vorsitzenden der
bezirklichen Seniorenvertretungen und Vertreter/innen von Seniorenorganisationen
zusammen. Im Beirat gibt es Arbeitsgemeinschaften (Bauen, Wohnen, Pflege, Mig-
ration etc.), in denen fachliche Positionen erarbeitet werden. Die Landessenioren-
vertretung besteht aus den zwolf Vorsitzenden der bezirklichen Seniorenvertretun-

» Vgl. Gesetz zur Regelung von Partizipation und Integration in Berlin, Art. |, § 4 Gleichberechtigte Teilhabe
und interkulturelle Offnung
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gen. Diese arbeiten in der kommunalen Politik mit. Die Hauptaufgabe des Fachrefe-
renten ist Gremienarbeit, die Zielgruppe sind Multiplikator/innen.

Die Dokumentation seiner Arbeit erfolgt GUber Zuarbeiten zum Parlament z.B. fir
GroRRe und Kleine Anfragen sowie durch Berichtslegungen.

Die aus dem Jahr 2007 stammenden Leitlinien fiir die Seniorenpolitik werden neu
aufgelegt und sollen spatestens zum Sommer 2011 erscheinen.

Diskriminierung rihre von einem Altersbild her, das nicht mehr zeitgemaR sei. Es
gebe viel latente Diskriminierung.

Zwar gelte immer noch: , Das Alter ist weiblich.”, womit gemeint ist, dass Frauen im
Durchschnitt alter werden als Manner. Es werde inzwischen aber innerhalb der
Gruppe der Senior/innen auch altersmaRig genauer differenziert: So werde bei-
spielsweise zwischen den ,jungen Alten“ und , Hochbetagten” unterschieden. Gene-
rell werde die Vielfalt innerhalb der Gruppe der Senior/innen heute weit mehr als
friher erkannt. Ein neues Thema in der Seniorenpolitik seien Senior/innen mit Mig-
rationshintergrund. Auch unterschiedliche sexuelle Identitaten und entsprechende
Anforderungen z.B. an die Wohnsituation wirden inzwischen thematisiert. Wiin-
schenswert seien integrierte Losungen, die sich mit dem Regelfall im Einklang befin-
den. Sonderregelungen seien weniger wiinschenswert. Die bestehenden Angebote
sollten zwar der Vielfalt der Senior/innen gerecht werden, doch Sonderldsungen se-
parierten und seien volkswirtschaftlich nicht tragbar.

Mit dem Bereich der Behindertenpolitik gebe es keine programmatischen aber
punktuelle Kooperationen, da die Bedirfnislagen sich ahneln, so z.B. was die The-
men Mobilitat, Design 4 all und Barrierefreiheit betrifft. Eine neue Situation sei, dass
Menschen mit geistiger Behinderung unter den Senior/innen sind. Diese Gruppe
war bisher nicht vertreten, weil vorherige Generationen im Nationalsozialismus sys-
tematisch ermordet wurden.

Ein groRRer Fortschritt ist das Gesetz zur Starkung der Mitwirkungsrechte der Senio-
rinnen und Senioren am gesellschaftlichen Leben im Land Berlin (BerlSenG), das seit
dem 04. Juni 2006 in Kraft ist. Dadurch sei der Stellenwert des Themas in der Politik
gestiegen. Das Gesetz schaffe ein neues und erweitertes Bewusstsein fir die Ziel-
gruppe der Senior/innen und habe zu neuen Ausdifferenzierungen und deutlich
mehr politischer Aufmerksamkeit fir dieses Thema gefiihrt.



Bis Oktober dieses Jahres gab es nur eine halbe Referent/innenstelle fiir Seni-
or/innenpolitik (und zusatzlich eine Verwaltungsfachkraft). Die andere Halfte der
Stelle war fir die Férderung von burgerschaftlichem Engagement vorgesehen. Seit
November wurden beide Stellen personell entkoppelt und die Senior/innenpolitik
erhielt eine volle Stelle. Fir die Zukunft sei eine Konsolidierung des Arbeitsbereichs
ZU erwarten.

Es wurde ein Bericht zu Altersgrenzen in den Berliner Rechtsvorschriften erstellt, der
Auskunft zu der Frage gibt, wo diese funktional sind (z.B. in der Feuerwehr) und wo
sie diskriminierend wirken.>°

Ein groRBes Problem auf der bezirklichen Ebene sei der zu geringe Bekanntheitsgrad
der Seniorenvertretungen: Bei den ,,Wahlen” zu diesem Gremium liege die Wahlbe-
teiligung unter einem Prozent. Wahlberechtigt sind alle Gber 60jahrigen innerhalb
eines Bezirkes. Berlinweit sind das 800.000 Personen. Offentlichkeitsarbeit — auch
auf der Landesebene — sei also besonders wichtig, neben der weiteren Qualifizie-
rung der Arbeit der institutionellen Gremien der Seniorenpolitik.

3.1.3 Herausforderungen fiir die Umsetzung einer erfolgreichen Diversity-
strategie

Die folgenden Ausfiihrungen beziehen sich sowohl auf die Interviews mit den Beauf-
tragten und merkmalsbezogenen Fachabteilungen als auch auf die Interviews mit
den Personalverantwortlichen der Senatsverwaltungen.

Was erschwert die Implementierung von Diversity in der Verwaltung?

Themenkonkurrenz

Zum Teil wird Diversity als konkurrierend mit anderen Themen und schon langer
etablierten Verantwortlichkeiten fiir einzelne Diversity-Dimensionen (Gender, eth-
nische Herkunft, Behinderung) empfunden. Beispielsweise wird ein Zusammenhang
zwischen einer geringeren Bereitstellung von Mitteln fiir die Offentlichkeitsarbeit
und damit zur Aufklarung lGber die Bedarfe einer benachteiligten Personengruppe
und einer Verschiebung der 6ffentlichen Wahrnehmung weg von dieser Personen-
gruppe hin zum neueren Thema Diversity gesehen.

% http://www.parlament-berlin.de:8080/starweb/adis/citat/VT/16/DruckSachen/d16-3408.pdf


http://www.parlament-berlin.de:8080/starweb/adis/citat/VT/16/DruckSachen/d16-3408.pdf
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Verwaltungskultur

Jede Verwaltung habe eine eigene Verwaltungskultur. Dies werfe alle finf Jahre
Probleme bei Zusammenlegungen von Ressorts auf. Da viele Hauser alle funf Jahre
nach der Wahl neu aufgestellt werden, bedeutet dies die Notwendigkeit und Her-
ausforderung, sich in regelmaRigen Abstanden auf eine veranderte Arbeitssituation
einstellen zu mussen. Mit Diversity vertrauten Mitarbeitenden wiirde es leichter fal-
len, mit unterschiedlichen (Verwaltungs-)Kulturen umzugehen und sie konnten ent-
sprechend besser auf ungewohnte (Arbeits-)Situationen reagieren.

Ein Teil der Verwaltungsbeschaftigten lehne Fortbildungen ab. In dieser ,Teilkultur”
werde Fortbildung als Mangel an Fachkompetenz gesehen. Dies steht im Gegensatz
zu solchen Teilkulturen, in denen Fortbildung als Weiterentwicklung von Kompeten-
zen wahrgenommen werden. Dennoch werden auch in den Verwaltungen, die eine
fordernde Fortbildungskultur aufweisen, eher fachbezogene Fortbildungen nachge-
fragt als solche, die sogenannte Soft Skills, wie beispielsweise ,Gender-Kompetenz*
oder ,Diversity-Kompetenz“ vermitteln; eine Ausnahme bilden hier Rhetorik-
Seminare. Begriindet wurde diese mangelnde Nachfrage auch damit, dass eine sol-
che Fortbildung zu beantragen, eine Form von outing sei, eine Preisgabe dessen,
wofur ich mich interessiere.

Abwehrreaktionen der Belegschaft
Das Thema Diversity rufe bei Mitarbeitenden aus unterschiedlichen Griinden Ab-
wehr hervor:

- Aufgrund einer hohen Arbeitsbelastung bis hin zur Uberbelastung der Mitarbei-
tenden werde das Thema Diversity als Zusatzbelastung gesehen. Die Mitarbei-
tenden beflrchteten Mehrarbeit, die z.B. durch separate Datenerfassung ent-
stinde.

- ,Mehrheitsdeutsche” fiihlten sich benachteiligt.

- Qualifikation und fachliche Kompetenz wirden als wichtigste Voraussetzungen
erachtet und es werde befiirchtet, dass dies nach der Einfihrung von Diversity
Management nicht mehr der Fall sei.

- Manche Mitarbeitende hatten einen ,Tunnelblick®, d.h. sie seien gegenlber
Querschnittthemen wie Diversity wenig aufgeschlossen.

- Unter den Mitarbeitenden herrsche ein stark ausgepragtes Bedurfnis, an den
vorhandenen Strukturen festzuhalten und Risiken durch Unbekanntes zu ver-
meiden.

Rahmenbedingungen
Die Alterspyramide der Belegschaft liegt im Durchschnitt bei einem Lebensalter von
50 Jahren. Damit weise die Verwaltung einen hohen Altersdurchschnitt der Mitar-



beitenden auf, der aufgrund des Einstellungsstopps und des flinfprozentigen Perso-
nalabbaus in einigen Jahren drastische Auswirkungen auf die Struktur der Beleg-
schaft der Verwaltung haben werde. Das Merkmal Alter sei daher das wesentliche
Thema in der Verwaltung.

Die Personalgewinnung sei unter diesen Voraussetzungen stark eingeschrankt. Der
Zentrale Personalliberhang weise kein Reservoir an Fachkraften auf. Neueinstellun-
gen seien nur in besonderen Fallen im aufwendigen Verfahren tber die Finanzver-
waltung moglich.

Mittlerweile gebe es im mittleren Bereich der Verwaltung viele Bewerbungen von
Menschen mit Migrationshintergrund, die einen hohen Bildungshintergrund (sehr
gute Zeugnisse, Mehrsprachigkeit) vorweisen konnen. Die geringen Moglichkeiten
zur Einstellung und Ubernahme von Ausgebildeten verhinderten jedoch die Gewin-
nung von qualifiziertem Personal verschiedener Merkmalsgruppen. Es gebe darliber
hinaus keine gesetzliche Grundlage, die Religionszugehorigkeit und die sexuelle
Identitat statistisch zu erfassen. Der Datenschutz wirke einer statistischen Erhebung
bestimmter Merkmale (sexuelle Identitat, Religion) zusatzlich entgegen.

Hinderlich wirkten zusatzlich beamten- und laufbahnrechtliche Vorschriften, da sie
Personengruppen aufgrund formaler Voraussetzungen ausschlieBen. Auch wirkten
der Féderalismus und die tarifrechtliche Situation erschwerend.

Diese Strukturen und die knappen Ressourcen verhinderten Modernisierungspro-
zesse in der Verwaltung. Zusatzlich hinderlich fir die Umsetzung von Diversitystra-
tegien in der Verwaltung sei die gesellschaftliche Stimmung, die die Politik in eine
flr Partizipation nicht forderliche Richtung lenke.

Dezentralisierung

Derzeit werde das Thema Diversity von den einzelnen Verwaltungen separat bear-
beitet. Dadurch entstiinden viele Doppelarbeiten. Es fehlten libergreifende Konzep-
te und Vorgaben dazu, wie Diversity in den Strukturen und Aufgabenfelder der ge-
samten Verwaltung umgesetzt werden kdnne.

*! Siehe dazu die Ausfiihrungen S. 44 unter der Uberschrift Anteil der Mitarbeitenden in der Belegschaft



3.1.4 Empfehlungen zur Implementierung von Diversity

Die folgenden Empfehlungen wurden in den Interviews mehrfach genannt und wer-
den daher hier in einem gesonderten Abschnitt dargestellt.

Integration in den Arbeitsalltag

Der Begriff Diversity sei flr viele Mitarbeitende unklar und schwer verstandlich. Da-
her sei zunachst eine auf die Verwaltung angepasste Definition erforderlich. Defi-
niert werden misse, was Anerkennung von Vielfalt aus der Perspektive der Berliner
Verwaltung bedeutet.

Dariber hinaus sollten die Vorteile von Vielfalt und Diversity Management fir die
konkrete alltagliche Arbeit transparent gemacht werden, beispielsweise die Mehr-
sprachigkeit im Bereich des Biirger/innenkontakts.

Diversity Management miisse an die Aufgaben der Verwaltung anschlussfahig und in
den konkreten Arbeitsalltag und die Arbeitsprozesse integrierbar sein. Damit es von
den Beschaftigten als Arbeitserleichterung verstanden werden kdnne, sollten die
positiven Effekte von Vielfalt und deren Management betont werden.

Die Implementierung von Diversity Management sollte ferner an konkreten Fragen
bzw. Problemlagen ansetzen. Solche kénnten beispielsweise sein: Wie lasst sich di-
versity-sensibel mit dem Wunsch eines Beschaftigten umgehen, wahrend des Publi-
kumsverkehrs sein Gebet zu verrichten?

Gewahrleistet werden missten aulerdem die Nachhaltigkeit und die Vernetzung
der Akteur/innen. Das konkrete Erleben von Vielfalt durch gemeinsame Projekte
und Treffen sei letztendlich auch ein wesentlicher Faktor fiir die Akzeptanz von Viel-
falt in der Verwaltung.

Einbindung in die Ausbildungsinstitutionen und die Ausbildungsinhalte

Diversity musse in die Curricula der Ausbildung einflieBen. Daher sollten die Aus-
und Weiterbildungsinstitutionen - VAk*?, Berufsschulen und Bildungsbehérden — in
den Prozess der Implementierung eingebunden werden.

Problemlagenidentifikation
Einzelne Abteilungen der Senatsverwaltung haben begonnen, Diversity Manage-
ment zu implementieren, da sie konkrete Problemlagen identifiziert haben. Eine sol-

3 Verwaltungsakademie



che Problemlage sei beispielsweise die Abbruchquote bei Auszubildenden mit Mig-
rationshintergrund: Um diese zu senken, wurden Inhalte der Ausbildungscurricula
im Hinblick auf Diversity Uberarbeitet. Diversity- bzw. interkulturelle Kompetenz
wurde in Einstellungstests oder Stellenprofilen integriert.

Sensibilisierung fiir Vielfalt

Mehrfach wurde erwahnt, dass die Sensibilisierung der Mitarbeitenden aller Hierar-
chieebenen fir Vielfalt und Antidiskriminierung weiter vorangetrieben werden soll-
te. Diese sei Grundvoraussetzung fiir die Implementierung einer Diversitystrategie
in der gesamten Verwaltung.

Top-Down Strategie

Als erfolgversprechendstes Vorgehen wird eine von den Fihrungskraften initiierte
Implementierung von Diversity Management im Rahmen einer Top-Down-Strategie
genannt. Ein Beispiel hierfir ist der Umgang mit Vorbehalten von langer beschaftig-
ten herkunftsdeutschen Mitarbeitenden gegen eine neu eingestellte Mitarbeiterin
mit Migrationshintergrund. Diese Vorbehalte konnten durch ein integratives Fiih-
rungsverhalten sowie die hohe Leistungsbereitschaft der Neueingestellten aufgeldst
werden.

3.1.5 Einfluss der Gesetzgebung auf Strukturen und Belegschaft der Verwaltung

Alle Interviewpartner/innen wurden gefragt, ob und wenn ja, welche Verdnderun-
gen in der Verwaltung speziell durch Inkrafttreten des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes (AGG) bzw. durch die Landesgesetzgebung zur Gleichberechtigung
bzw. Gleichstellung von Menschen mit Behinderung, der Geschlechter und von
Menschen unterschiedlicher sexueller Identitdt zu verzeichnen sind. Im Folgenden
werden die benannten Verdanderungen ausgefihrt.

Bewusstsein und Sensibilisierung

Die Gesetzgebung (wie das Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen bzw.
Behindertengleichstellungsgesetz (BGG), das Landesgleichberechtigungsgesetz
(LGBG), das Landesgleichstellungsgesetz (LGG), das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG), das Berliner Seniorenmitwirkungsgesetz (BerlSenG), das Gesetz zu Ar-
tikel 10 Abs. 2 der Verfassung von Berlin, das Gesetz zur Gleichberechtigung von
Menschen unterschiedlicher sexueller Identitdt, das Anpassungsgesetz zum Lebens-
partnerschaftsgesetz) und Férderprogramme sensibilisierten, wenn auch begrenzt,
die Verwaltungsmitarbeitenden gegenliber benachteiligten Personengruppen. Das
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AGG habe in geringem Umfang sowohl eine Sensibilisierung der Mitarbeitenden als
auch eine Sensibilisierung der betroffenen Biirgerinnen und Blrger der Verwaltung
unterstitzt.

Seit 1991 (Berliner Landesgleichstellungsgesetz) habe sich die berufliche Stellung
der Frauen in der Verwaltung deutlich gebessert. Frauen hatten durch die gesetzli-
chen Regelungen dariber hinaus ein neues Selbstbewusstsein im Hinblick auf ihre
Kompetenzen entwickelt und wiirden sich daher viel haufiger als zuvor fir Leitungs-
stellen bewerben. Unklar ist, ob neben dem Merkmal Gender fiir weitere Diversity
Dimensionen sensibilisiert werden konnte.

Mit dem AGG habe sich auRerdem die Sensibilitdat der Betroffenen (beispielsweise
von Menschen mit Behinderung) verandert. Diskriminierung werde starker wahrge-
nommen und die Betroffenen hatten ein Bedirfnis entwickelt sich der Diskriminie-
rung zu widersetzen. Dies zeige sich u.a. in der Ombudsfunktion der Landesbeauf-
tragten.

Eingetragene Lebenspartner/innen sind seit 2008 durch das Flinfzehnte Gesetz zur
Anderung des Landesbesoldungsrechts sowie durch das Gesetz {iber die Gleichstel-
lung Eingetragener Lebenspartnerschaften in der Beamtenversorgung Ehegatten
rechtlich und finanziell gleichgestellt.

Méglichkeiten zur Durchsetzung von Biirger/inneninteressen gegeniiber Verwal-
tung

Durch das AGG haben die durch den Beauftragten fiir Integration und Migration ge-
forderten Nichtregierungsorganisationen neue Instrumente fiir die Durchsetzung
der Interessen ihrer Klientinnen und Klienten bekommen.

Verbesserung in der Arbeit

Das LGBG hat die Arbeit des Landesbeauftragten fiir Menschen mit Behinderung er-
leichtert. Seine Arbeit ist heute — im Sinne eines Disability Mainstreaming — starker
politisch orientiert, wahrend sie sich zuvor nur in der Ombudsfunktion ausdriickte.
Jetzt muss der Landesbeauftragte bei allen Gesetzes-, Verordnungs- etc. vorhaben
beteiligt werden. Die gesetzliche Grundlage erleichtert seine Beteiligung.

Das Partizipations- und Integrationsgesetz sichert die Stelle des Landesbeauftragten
und die Funktion des Landesbeirats rechtlich ab. Die interkulturelle Offnung wird
Pflicht im Personalmanagement.


http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/XEEGVB0816.pdf
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/XEEGVB0816.pdf
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/XEEGVB0816.pdf
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/XEEGVB0816.pdf

Anteil der Mitarbeitenden in der Belegschaft

Durch die Fortentwicklung der Gesetzgebung, die Einflihrung von Frauenférderpla-
nen und ein verandertes Fuhrungsverhalten konnte der Anteil der Frauen in der
mittleren und gehobenen Fihrungsebene erheblich erhéht werden. Griinde hierfir
werden zusatzlich auch in dem Amt der Frauenvertretung, der politischen Beglei-
tung und in der Wiedervereinigung (wegen der in Ostdeutschland tblichen Frauen-
erwerbstatigkeit) gesehen. Dennoch entspreche der Anteil der Neueinstellung von
Frauen (weit liber 50 %) nicht dem Anteil von Frauen in Flihrungs- und Spitzenposi-
tionen. Es wurde die Frage aufgeworfen: Wie lieBen sich Frauen in Flihrungspositio-
nen bringen, wenn diese aber langfristig durch Manner besetzt sind?

Zusatzlich erschwerend wirke, dass mannliche Bewerber einen Beférderungsvor-
sprung durch die Hohe ihrer Besoldung (Rechtsprechung der Verwaltungs- und Ar-
beitsgerichtsbarkeit) haben. Ein mannlicher Bewerber kann sich auf das Grundge-
setz — Bestenauslese — berufen, wenn eine weibliche Bewerberin mit gleicher Eig-
nung aus einer geringer dotierten Referatsleitung kommt. Auf Kriterien wie die
Gleichstellung der Geschlechter kdnne erst bei gleicher Eignung und gleicher finan-
zieller Startposition zurlckgegriffen werden.

Durch das AGG habe die Abteilung Frauen in der Verwaltung andere Zustandigkei-
ten bekommen. Es gibt AGG Zustandige in allen Abteilungen.

Durch die gesetzlichen Regelungen fiir Menschen mit Behinderungen wird die Quo-
te von Mitarbeitenden mit einer Behinderung gehalten.

Anlaufstelle
Es gibt in allen Verwaltungen Ansprechpersonen fiir das AGG.

Nachteile und Ablehnung

Aus Arbeitgebendenperspektive wirkten sich Schutzgesetze auch nachteilig aus. Vor
dem Hintergrund einer hohen Anzahl von Menschen mit Schwerbehinderung im
Zentralen Personaliiberhangsmanagement (ZeP) habe in der Senatsverwaltung eine
politische Diskussion darlber stattgefunden, ob einzelne Verwaltungen vorrangig
ihre Mitarbeitenden mit dem Merkmal Schwerbehinderung in das ZeP delegiert hat-
ten. Infolge dessen wurde ein Beschluss gefasst, nach welchem kein/e Beschaftig-
te/r mit diesem Merkmal ins ZeP delegiert werden dirfe. In den Féllen, in denen
Personalabbau aufgrund von SchlieRung oder Verkleinerung eines Bereichs erfor-
derlich sei, kdnnten Menschen mit Schwerbehinderung nicht ins ZeP delegiert, son-
dern mussten in andere Bereiche Ubernommen werden. Um mdoglichen spateren
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Nachteilen fur die Verwaltung als Arbeitgeberin vorzubeugen, kénne das dazu fih-
ren, dass Menschen mit Behinderung gar nicht erst eingestellt wiirden.

Teilweise wurden die verpflichtenden Vorschriften des LGG und des Partizipations-
und Integrationsgesetzes von den Interviewpartner/innen abgelehnt, weil sie erfor-
dern, Daten Uber diese Zielgruppen zu sammeln und Berichte zu erstellen. Als Hin-
dernis wurden dabei die daraus resultierende Mehrarbeit sowie der Konflikt mit
dem Datenschutz genannt.

Verinderung der Zustdndigkeit

Durch den Wechsel von Zustandigkeiten wiirden Reibungspunkte zwischen den be-
troffenen Abteilungen evoziert. Beispielsweise sei die Beratung zu Themen von Dis-
kriminierung von einzelnen Fachbereichen zur Landesantidiskriminierungsstelle ge-
wechselt. Positiv wurde bemerkt, dass der horizontale Ansatz durch den Zustandig-
keitswechsel eine Starkung erfuhr. Gleichzeitig berge diese Veranderung Konfliktpo-
tenzial durch den Wegfall von Arbeitsplatzen in den zuvor zustandigen Bereichen.

3.2 Ergebnisse der Fragebogenerhebung

Die Auswertung der Fragebdgen — und diese Darstellung — erfolgen entsprechend
ihrer dreiteiligen Struktur. Der erste Teil thematisierte allgemeine Strategien zur
Umsetzung eines Diversity Managements, im zweiten Teil wurden konkrete Mal3-
nahmen zur Férderung von Vielfalt in der Belegschaft eruiert und im dritten Teil
wurde nach dem Einbezug der Birger/innenperspektive in das Berliner Verwal-
tungshandeln gefragt. Die folgende Tabelle 1 gibt einen allgemeinen Uberblick
Uber die Anzahl der versendeten Fragebdgen und die Riicklaufquote aus Senats-
verwaltungen, Behdérden und Bezirksverwaltungen:



Tabelle 1

- An 51 Abteilungen aus 9 Senatsverwaltungen

davon zuriick: 31 Fragebdgen und 2 offene Antworten*® aus 8 Senatsverwaltungen
entsprechen einem Riicklauf von 64,7 %

- An 19 Abteilungen aus 6 nachgeordneten Behorden

davon zuriick: 4 Fragebogen aus 4 Behorden
entsprechen einem Ricklauf von 21 %

- An 73 Abteilungen aus 12 Bezirken

davon zuriick: 33 Fragebdgen aus 8 Bezirken und 2 offene Antworten aus 2 Bezirken
entsprechen einem Riicklauf von 47,9 %

Insgesamt wurden 72 der 143 versendeten Fragebdgen bearbeitet und zurickge-
sendet. Dementsprechend liegt die (Gesamt-)Ricklaufquote bei 50,3 %. All diese
Fragebdgen konnten in die statistische Auswertung einbezogen werden.

Ziel der Befragung war zunachst zu erfahren, inwieweit der Umgang mit Vielfalt in
den Verwaltungen thematisiert wird, welche MaRnahmen beispielsweise bereits
umgesetzt werden und wie viel aus den einzelnen Verwaltungen dariliber berichtet
wird. In diese Auswertung wurden die Ergebnisse aus den Senatsverwaltungen so-
wie aus den Bezirksverwaltungen einbezogen. In Anbetracht der Tatsache, dass die
Umfrage fakultativ war, ist die Ricklaufquote sowohl aus den Senatsverwaltungen
mit knapp 65 % als auch aus den Bezirksverwaltungen mit einer Quote von knapp 50
% Uberdurchschnittlich hoch. Uber die nachgeordneten Behorden lassen sich auf-
grund der zu geringen Ricklaufquote und der Uberwiegend abstrakt gehaltenen
Antworten keine vergleichbaren Aussagen treffen.

Das Antwortverhalten der Senats- und Bezirksverwaltungen streute stark. So haben
wir aus einigen Senatsverwaltungen Antworten von lber der Halfte der oder sogar
allen Abteilungen erhalten.®® Aus anderen Senatsverwaltungen haben hingegen
weniger als die Halfte der Abteilungen geantwortet. Lediglich eine Senatsverwaltung
hat den Fragbogen gar nicht zurlick geschickt. Die ausgefiillten Fragebogen variieren
darliber hinaus stark in der Vollstandigkeit und Differenziertheit der Antworten. Ei-
nige Fragebdgen enthalten detaillierte Angaben erganzt mit Beispielen, in anderen
wurden nur einige Fragen beantwortet.

*%in Brief- bzw. E-Mailform

** Hierzu gehoren SenGUV, SenStadtentwicklung, SenWTF, SeninnSport, SenJust, SenlAS.
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Fir die Bezirksverwaltungen ist unsere Befragung nicht reprasentativ. Die ausgefull-
ten und zurlick gesandten Fragebogen spiegeln lediglich eine Tendenz der Bezirke
wider. Die Antworten sind nicht vollkommen vergleichbar. Insgesamt haben acht
Bezirke an unserer Befragung teilgenommen. Doch nur aus wenigen Bezirken liegen
detaillierte Informationen vor. Wahrend von den Abteilungen des Bezirkes Pankow
insgesamt neun Fragebdgen bearbeitet wurden, haben aus den Bezirken Mitte,
Steglitz-Zehlendorf, Tempelhof-Schéneberg, Marzahn-Hellersdorf und Friedrichs-
hain-Kreuzberg jeweils nur eine bis vier Abteilungen geantwortet. Aus den Bezirken
Lichtenberg, Charlottenburg-Wilmersdorf und Spandau kam schlieBlich jeweils nur
eine Riuckmeldung, verbunden mit der Mitteilung, diese gelte fiir das gesamte Be-
zirksamt. Auch hier variieren die Antworten stark in ihrer Detailliertheit.

3.2.1 Diversity als Verwaltungsstrategie aligemein

Im ersten Abschnitt des Fragebogens ging es um das eigene Verstandnis von Diversi-
ty Management sowie um die Bereiche in der Abteilung, auf die sich dessen Umset-
zung richtet. Ferner wurde nach durchgefiihrten MaRnahmen und nach deren sicht-
baren Auswirkungen gefragt.

Hinsichtlich der Situation in der Abteilung in Bezug auf eine an Vielfalt und Anti-
diskriminierung orientierte Verwaltungsstrategie und —praxis (vgl. Abbildung 1)*
geben knapp 40 % der Senatsverwaltungen (SV) an, bislang keine ausdriickliche
Strategie fur Vielfalt zu verfolgen. Ein Drittel der Senatsverwaltungen gibt dagegen
an, eine Strategie zu verfolgen und fortlaufend an deren Verbesserung zu arbeiten.
Von den Bezirksamtern gibt nur knapp ein Viertel an, bislang keine Strategie zu ver-
folgen. Immerhin 40 % der Bezirksverwaltungen (BZ) geben an, eine Strategie zu
verfolgen und diese laufend zu verbessern. Auffallig ist, dass ein Viertel der Bezirks-
amter angeben, derzeit ein Konzept zu entwickeln, wahrend nur 3 % der
Senatsverwaltungen diese Angabe machten. Die Bezirksebene befindet sich also
eher in der Entwicklungsphase flr ein Diversity Management, wahrend die
Senatsverwaltungen entweder (noch) keine Strategie verfolgen oder bereits beim
Prozess der Umsetzung und Verbesserung sind.

Lediglich etwa 6 % der Senats- und Bezirksverwaltungen finden eine Strategie fir
Vielfalt sehr aufwendig und konnen deren Vorteile fir ihre Arbeitsprozesse nicht er-

*> Die Prozentzahlen im Diagramm beziehen sich auf die Gesamtzahl der zuriickgesandten Fragebdgen. Mehr-
fachnennungen wurden beriicksichtigt.



kennen. Knapp ein Fiinftel der Senatsverwaltungen und 11 % der Bezirksverwaltun-
gen geben an, dass der Umgang mit Vielfalt als Selbstverstdandlichkeit angesehen
wird und zur géngigen Praxis gehort>®.

Abbildung 1:

(Bisher) keine Strategie An Vielfalt orientierte
Verwaltungsstrategie
Strategie wird verfolgt und laufend

verbessert...

Umsetzung einer Strategie wurde
begonnen ...

Konzept wird gerade entwickelt

Eine solche Strategie wird als sehr
aufwendig angesehen ...

Sonstiges

B % von 33 Abt. der SV ™ % von 35 Abt. der BZ

Ein Diversity Management bzw. ein Umgang mit Vielfalt, der sich am Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz orientiert, sollten sich auf die durch dieses Gesetz ge-
schitzten Merkmale gleichermalien ausrichten. Dies ist jedoch in den Berliner Se-
nats- und Bezirksverwaltungen bislang nicht der Fall (vgl. Abbildung 2). 94 % der Se-
natsverwaltungen geben an, dass Menschen mit Behinderung zur Zielgruppe eines
Diversity Managements gehoren. Von 85 % wurde das Merkmal Geschlecht angege-
ben, von 75 % das Merkmal Alter, von 61 % die ethnische Herkunft und Hautfarbe.
Die Merkmale sexuelle Identitat sowie religiose Zugehorigkeit und Weltanschauung
wurden nur von knapp 40 % der Senatsverwaltungen genannt.?” Hinsichtlich dieser
beiden Merkmale liegen die Angaben der Bezirksverwaltungen mit 60 % fir religitse
und weltanschauliche Zugehorigkeit und knapp 50 % fiir sexuelle Identitat deutlich
hoher.

Auffallend ist, dass die hohen Prozentsatze bei Diversity-Merkmalen liegen, die jen-
seits des AGG durch Bundes- und Landesgesetze (BGG*, LBGB*, LGG"®) geschutzt

*® Dies ist in Abbildung 1 unter dem Begriff , Sonstiges” veranschaulicht.

%" Die Prozentzahlen im Diagramm beziehen sich auf die Gesamtzahl der beantworteten Fragebogen.
% Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen bzw. Behindertengleichstellungsgesetz

* Landesgleichberechtigungsgesetz
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und zusatzlich seit Dekaden durch Forderprogramme, Quoten und Vertretungen un-
terstlitzt werden. Fir die Merkmale Geschlecht, Behinderung und Alter werden da-
riber hinaus Statistiken erhoben. Diese Merkmale wurden am haufigsten als Ziel-
gruppen fir den Umgang mit Vielfalt benannt. Dies ldsst den Schluss zu, dass Ge-
setzgebung und Forderprogramme langfristig positive Wirkungen auf den Umgang
mit Vielfalt entfalten, wahrend andere Merkmale aufgrund fehlender gesetzlicher
Basis weniger beachtet werden. In dieser Hinsicht entsprechen die Angaben aus den
Fragebogen den Ergebnissen der Interviews. Mehrere Interviewpartner/innen ga-
ben an, dass fur Weltanschauung und religiose Zugehdorigkeit, ethnische Herkunft
und sexuelle Identitat keine Statistiken erhoben wiirden und diese zu erheben auch
nicht moglich sei. Beide Dimensionen werden nach Aussagen in den Fragebdgen im
Diversity Management der Verwaltungen weniger beachtet als die Merkmale, fir
die Statistiken erhoben werden und die dariber hinaus durch Gesetze und Forder-
programme unterstitzt werden.

Abbildung 2:

Geschlecht Beim Diversity

Management
Ethnische
Herkunft

beriicksichtigte
Dimensionen*

Alter

Behinderung

Religion oder
Weltanschauung

Sexuelle Identitat

Weitere
Dimensionen

M % von 33 Abt. der SV ™ % von 35 Abt. der BZ

Eine wesentliche Frage fir die Akzeptanz und Implementierung einer Diversitystra-
tegie ist die Frage nach den Zustandigkeiten und Entscheidungskompetenzen. Die
FUhrungsebene muss in erster Linie vom Gewinn und Nutzen einer Strategie fir
Vielfalt tiberzeugt sein und diese auf allen Hierarchieebenen von oben nach unten

40 Landesgleichstellungsgesetz
*! Unter weiteren Dimensionen werden Ost/West-Hintergrund und vor allem familidrer Hintergrund in Bezug
auf Ricksichtnahme auf Kinder und Ehegatten genannt.



durchsetzen. Dementsprechend geben mehr als vier Finftel der Senatsverwaltun-
gen und zwei Drittel der Bezirksverwaltungen an, dass die Umsetzung des Diversity
Managements in ihrer Abteilung Flihrungsaufgabe sei.

Dies erfordert wiederum die Notwendigkeit, Fihrungskrafte fir diese Aufgabe zu
schulen. Diesbezlglich ist jedoch auffallig, dass, wie Abbildung 4 zeigt, in den Se-
natsverwaltungen weniger als ein Drittel angeben, Workshops fur Flihrungskrafte
durchgefiihrt zu haben. In den Bezirksverwaltungen geben hingegen zwei Drittel an,
Workshops fiir Fliihrungskrafte durchgefihrt zu haben. Wahrend in den Senatsver-
waltungen offensichtlich nicht einmal die Halfte der Fihrungskrafte in Diversity-
Kompetenz geschult wurde, ist das Verhaltnis zwischen der Aufgabenibertragung
an Fuhrungskrafte und deren Schulung in den Bezirksverwaltungen ausgeglichen.
Hier besteht dringender Nachholbedarf in den Senatsverwaltungen.

Die finanzielle Ausstattung ist ein wesentlicher Einflussfaktor fiir die erfolgreiche
Umsetzung eines Diversity Managements. Ein eigenes Budget ist ein Indikator fir
die Wichtigkeit dieser Thematik und hat Signalwirkung flr diesbezligliche Anstren-
gungen. Nicht zuletzt ermdglichen finanzielle Mittel auch ein gewisses Mal3 an Wer-
bung fur dieses Thema. Daher ist ein wesentliches Hindernis fir die Umsetzung ei-
ner Diversitystrategie, dass laut Angaben in den Fragebdgen weder den Senatsver-
waltungen noch den Bezirksverwaltungen ein eigenes Budget fiir diese Aufgaben zur
Verfligung steht (ohne Abb.).

In verschiedenen Bereichen wurden Mallnahmen fiir den Umgang mit Vielfalt ent-
wickelt und durchgefiihrt. Obwohl 73 % der Senatsverwaltungen angeben, dass sich
die am Diversity Management orientierten MaBnahmen auf Personalmanagement
und Personalfiihrung konzentrieren (vgl. Abb. 3), geben von diesen lediglich 12 %
an, dass die Umsetzung des Diversity Managements der Personalabteilung Gibertra-
gen wurde (vgl. Abb. 4)*.

2 Bei den Antworten waren Mehrfachnennungen moglich.



Abbildung 3:

Personalmanagement Bereiche des Diversity

und Personalfihrung

Arbeitsgestaltung, Managements

Arbeitsorganisation

Gesundheit
Organisationskultur
Offentlichkeitsarbeit
Zuwendungsprojekte
Dienstleistungen
Fachpolitiken

Andere

M % von 33 Abt. der SV ™ % von 35 Abt. der BZ

Mehr als die Halfte der Senatsverwaltungen gibt dariber hinaus an, dass sich MaR-
nahmen auf die Arbeitsgestaltung, die Arbeitsorganisation und die Gesundheit der
Beschaftigten richten. Von den Bezirksverwaltungen geben mehr als die Halfte nur
Personalmanagement und Arbeitsgestaltung an. Dass sich MaBnahmen auf die Ge-
sundheit der Beschaftigten richten, geben hingegen nur knapp ein Drittel der Be-
zirksverwaltungen an. Dienstleistungen, Zuwendungsprojekte und Fachpolitiken
werden hingegen nur von einem geringeren Teil der Senats- und Bezirksverwaltun-
gen benannt (vgl. Abb. 3). Das kann zum einen daran liegen, dass die Mehrheit der
Senatsverwaltungen keine Dienstleistungen und Zuwendungsprojekte anbietet, was
allerdings auf die Bezirksverwaltungen nicht zutrifft. Zum anderen aber auch daran,
dass sich die Interessen der Senats- und Bezirksverwaltungen vorrangig auf die Viel-
falt innerhalb der Belegschaft und die Optimierung der Arbeitsprozesse ausrichten.

Zur Umsetzung des Diversity Managements in der Abteilung geben (iber die Halfte
der Senatsverwaltungen und knapp die Halfte der Bezirksverwaltungen an, Diversity
in Teamsitzungen oder Abstimmungsrunden zu thematisieren (vgl. Abb. 4). Dies
weist darauf hin, dass Diversity nicht nur als Spezialthema in gesonderten Veranstal-
tungen behandelt wird, sondern zumindest bei einigen Verwaltungen schon als
Querschnittsaufgabe in die alltagliche Arbeitsrealitat integriert ist. Weniger als 15 %
aller Verwaltungen auf Senats- und Bezirksebene geben an, eine/n oder mehrere
Verantwortliche fiir dieses Thema benannt oder eine Arbeitsgruppe gebildet zu ha-
ben. Immerhin geben ein Viertel aller Verwaltungen an, zur Umsetzung von Diversi-
ty-MaRBnahmen externe Unterstiitzung in Anspruch genommen zu haben.



Abbildung 4 zeigt, dass die Bezirksverwaltungen im Hinblick auf die Umsetzung von
Diversity-MalRnahmen den Senatsverwaltungen in den Bereichen Flihrungskrafte-
schulungen, Veroffentlichungen und Festlegen von Verantwortlichkeiten deutlich
voraus sind.

Abbildung 4:

Thema in Teamsitzungen oder anderen internen MaBnahmen zur

Abstimmungsrunden Umsetzung des
Eine/mehrere (Diversity-) Diversity
Verantwortliche ernannt 43

Managements

Eine (Diversity-)Arbeitsgruppe gebildet

Die Aufgabe der Personalabteilung tibertragen

Besondere Verantwortlichkeiten festgelegt

Workshops/Schulungen mit Filhrungskraften
durchgefiihrt

Workshops/Schulungen mit Mitarbeitenden
durchgefiihrt

Externe Unterstiitzung in Anspruch genommen

Thema im Rahmen von Veroffentlichungen
aufgegriffen

Sonstiges

Kein Wissen dariiber, wie es gemacht werden soll

M % von 33 Abt. der SV M % von 35 Abt. der BZ

Knapp ein Drittel der Senatsverwaltungen und gut ein Zehntel der Bezirksverwal-
tungen gibt an, dass durch die Diversity-MalRnahmen die Belegschaft vielfiltiger
geworden sei.** Vor dem Hintergrund des duBerst schmalen Einstellungskorridors
im Berliner Offentlichen Dienst lasst dieses Ergebnis die Interpretation zu, dass sich
durch die durchgefiihrten MalRnahmen — insbesondere in den Senatsverwaltungen —
das Verstandnis von Vielfalt verandert hat bzw. die bestehende Vielfalt der Beleg-
schaft deutlicher als zuvor ins Bewusstsein gertickt ist.

®7u Sonstiges zahlen: Kulturelle Vielfalt, bei Jugendamt: Unterscheidung Jungen, Madchen, Migrationshin-
tergrund.
* Siehe Abbildung 5. Bei den Antworten waren Mehrfachnennungen maglich
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Andere Auswirkungen von Diversity-Mallnahmen lassen sich starker den Angaben
der Bezirksverwaltungen entnehmen. Hier geben immerhin 43 % an, dass aufgrund
von Diversity-MaBnahmen weitere Potenziale der Beschaftigten entdeckt und ge-
nutzt werden. Knapp ein Drittel geben an, dass neue Ideen fir Produkte und Dienst-
leistungen entstehen und 37 % geben an, dass sich das Image der Behorde verbes-
sert hat. Wohingegen nur 3 % angeben, dass sich aus ihrer Sicht durch Diversity-
Malnahmen nichts verandert hat. Diese Werte fallen bei den Senatsverwaltungen
deutlich geringer aus.

Abbildung 5:
Auswirkungen von

Die Zusammensetzung der Belegschaft
ist vielfaltiger geworden

Diversity-MaBnahmen auf
die Belegschaft®

Neue Potenziale der Beschoftigten
werden entdeckt und genutzt

Neue Ideen fur Produkte und Dienstleistungen
entstehen

Angebote der Behorde werden
von der breiten Bevolkerung genutzt

Das Image der Behorde hat sich verbessert

Fehlzeiten haben sich verringert

Das Betriebsklima hat sich verbessert

Sonstiges

Ehrlich gesagt, es hat
sich nichts gedndert

M % von 33 Abt. der SV ™ % von 35 Abt. der BZ

*> Unter Sonstiges wird hier genannt, dass die Auswirkungen nicht benannt werden kénnen, da sie erst mittel-
oder langfristig zu beobachten sind, oder dass schon jeher so gut mit dem Thema Diversity umgegangen wur-
de, dass MalRnahmen keine deutlichen Wirkungen zeigen.



3.2.2 Diversity im Hinblick auf die Mitarbeitenden

Im zweiten Teil des Fragebogens wurde konkret nach den MaRnahmen zur Forde-
rung von Vielfalt in der Belegschaft gefragt. Dazu gehoren die Existenz eines Leitbil-
des, die Information der Mitarbeitenden Gber MalRnahmen zum Umgang mit Viel-
falt, die Stellenbesetzungs- und Beschaftigungspolitik, Schulungen der Fiihrungskraf-
te sowie Malnahmen zur Verbesserung des Arbeitsklimas und Verfahren zum
Schutz vor Diskriminierung.

Zwei Drittel der Senatsverwaltungen geben an, dass Leitbilder vorliegen (vgl. Abb.
6), und zwar auf Grundlage der gesetzlichen Vorgaben (AGG, LGG, LBGB). Darin
sind Forderungen nach Respekt, Toleranz, Offenheit, Wertschatzung im Umgang
miteinander und die Férderung von Vielfalt und Chancengleichheit festgehalten. Bei
einigen davon ist ein Leitbild zurzeit in der Er- oder Uberarbeitung. Immerhin ein
Drittel der Senatsverwaltungen antwortet, dass kein Leitbild existiere. Mehrfach
wird hier jedoch angemerkt, dass sich der Umgang mit Vielfalt nach den Vorgaben
des AGG richte ohne dafiir ein offizielles Leitbild vorliegen zu haben. Bei den Be-
zirksverwaltungen existieren Leitbilder deutlich seltener. Die Gberwiegende Mehr-
heit machte dazu jedoch keine Angaben.

Abbildung 6:
Vorhandensein

eines Leitbilds
Leitbild

Kein Leitbild

B % von 33 Abt. der SV M % von 35 Abt. der BZ

Die Information der Mitarbeitenden Uber das Thema Diversity erfolgt in der Mehr-
zahl der Senats- und Bezirksverwaltungen durch Umlaufe, Artikel, Merkblatter und
Aushdnge (vgl. Abb. 7). Genannt wurden auch Dienstbesprechungen, Teamsitzungen
sowie Fortbildungen und Schulungen.*

*® Hier unter Umliufe und Sonstiges dargestellt.
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Abbildung 7:

Per Mail Information der

Mitarbeitenden

Eigene Internetseite

Umlaufe und Sonstiges

B % von 33 Abt. der SV ™ % von 35 Abt. der BZ

In der Personalpolitik wird in den Senatsverwaltungen am Haufigsten auf die Diver-
sity-Dimensionen Geschlecht (85 %) und Behinderung (82 %) geachtet. In den Be-
zirksverwaltungen dominieren mit fast gleichen Anteilen die Merkmale Geschlecht
und Alter (je 69 %), ethnischer Hintergrund / Hautfarbe und Behinderung (66 %).

Religion, Weltanschauung und sexuelle Identitdt spielen in den Senats- und
Bezirksverwaltungen eine untergeordndete Rolle in der Personalpolitik, was auch
damit zusammenhangen konnte, dass diese Dimensionen nicht statistisch erfasst
werden.

Abbildung 8":
Geschlecht Dive rSity-
Dimensionen

Ethnische Herkunft in der

und Hautfarbe .
Personalpolitik

Alter

Behinderung

Religion oder
Weltanschauung

Sexuelle Identitat

Andere

M % von 33 Abt. der SV M % von 35 Abt. der BZ

* Unter Andere fallen Interkulturelle Kompetenz und Sprachkenntnisse. Des Weiteren wird mehrfach er-
wahnt, dass allein nach Qualifizierung und Sachkompetenz entschieden wird. Auch der Hinweis auf AGG/LGG
tritt auf.



Im Hinblick auf den Einfluss der gesetzlichen Regelungen (wie zum Beispiel das
AGG) gaben 64 % der Senatsverwaltungen und 57 % der Bezirksverwaltungen an,
dass diese sich positiv auf den Umgang mit Vielfalt in der Abteilung auswirkten (vgl.
Abbildung 9). Als positiver Einfluss konkretisiert wurden die Férderung von Acht-
samkeit und Sensibilisierung gegenliber dem Thema Diversity sowie dass das AGG
bzw. das LGG fiir den Umgang mit Diversity einen guten Rahmen vorgeben.

Immerhin ein Viertel der Senatsverwaltungen gab an, dass kein Einfluss zu bemer-
ken sei; diese Angabe machten nur 6 % der Bezirksverwaltungen. Die Antwort ,Kein
Einfluss“ wird damit erlautert, dass auch zuvor schon nach diesen Grundsatzen ge-
handelt wurde.

Die Antwortmoglichkeit ,,Negativer Einfluss” wurde nicht gewahlt.

Abbildung 9:
Einfluss gesetzlicher Rege-

Kein Einfluss lungen

Positiver
Einfluss

Negativer
Einfluss
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Zur Frage, inwieweit eine aktive Stellenbesetzungs- und Beschaftigungspolitik flr
die Zielgruppen des AGG existiere, gibt die Halfte der Senatsverwaltungen (aber mit
14 % nur ein sehr viel geringerer Anteil der Bezirksverwaltungen) an, dass Menschen
mit Migrationshintergrund und Frauen ausdrucklich zur Bewerbung aufgefordert
wirden und dass Menschen mit Behinderung bei gleicher Qualifikation bei der Ein-
stellung vorgezogen wiirden (vgl. Abb. 10). Gut zwei Finftel der Bezirksverwaltun-
gen (aber nur 15 % der Senatsverwaltungen) geben dagegen an, dass allein nach
Fachkompetenz eingestellt werde. Das legt die Vermutung nahe, dass einige der Be-
fragten einen Gegensatz zwischen einer proaktiven Beschaftigungspolitik fir die
AGG-Zielgruppen und Fachkompetenz als Einstellungskriterium sehen, was auch in
einigen der Interviews anklang. Eine solche Haltung ist ein Hinweis auf Widerstande
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gegen die Implementierung von Diversity-MalRnahmen, da das Prinzip der Besten-
auslese durch die Berlcksichtigung von in der Verwaltung unterreprasentierten
Gruppen nicht auBer Kraft gesetzt wird.

Knapp ein Flnftel der Senatsverwaltungen und weniger als ein Viertel der Bezirks-
verwaltungen geben an, dass derzeit nicht eingestellt werde.

Abbildung 10:
Aktive Beschafti-
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M % von 33 Abt. der SV M % von 35 Abt. der BZ

Unterschiedliche Sprach- und kulturelle Kompetenzen der Beschaftigten und das
Erfahrungswissen dlterer Beschaftigter wirden in der Berliner Verwaltung haupt-
sachlich durch die Aufgabenverteilung abgefragt (vgl. Abb. 11). Diese Angabe mach-
ten 79 % der Senatsverwaltungen und 46% der Bezirksverwaltungen.

Abbildung 11:
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*® Unter Sonstiges fillt, dass der Wissenstransfer von Alteren zu Jiingeren geférdert wird, dass Fortbildungen
zum Umgang mit diesem Thema angeboten und der entsprechende Gedankenaustausch gefordert werden.
Mehrmals wird genannt, dass hier im Einzelfall gehandelt wird und es keine generelle Anleitung gibt.



Eine oder mehrere Fortbildungen zu den Themen Gender und AGG wurden bereits
von gut 40 % der Referatsleiter/innen und anderen Fiihrungskraften der Senatsver-
waltungen besucht, aber nur von einem Viertel der Bezirksverwaltungen (vgl. Abbil-
dung 12). Zu den Themen Diversity und interkulturelle Kompetenz waren es deutlich
weniger. Ein Grund dafiir konnte sein, dass diese Themen fir die Verwaltung noch
neuer sind und verbindliche gesetzliche Regelungen und entsprechende Fortbil-
dungsangebote dazu noch nicht so lange bestehen.

Abbildung 12:
AGG Fortbildungsstand von

Flihrungskraften
Diversity
Gender
Interkulturelle

Kompetenz

Sonstiges
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Fiihrungskrafte der Senatsverwaltungen (Abteilungsleiter/innen, Referatslei-
ter/innen u.A.), die im Umgang mit Vielfalt (z.B. Fortbildungen zu den Themen Gen-
der und Diversity) geschult wurden, bewerten diese Fortbildungen lberwiegend
positiv bzw. duBern sich nicht negativ dazu (vgl. Abb. 13). Dagegen auliern sich Fih-
rungskrafte der Bezirksverwaltungen deutlich seltener positiv. Bemerkenswert ist
hier auch, dass mehr als die Halfte der Fihrungskrafte aus den Bezirksverwaltungen
dazu keine Angabe gemacht hat. Hier scheint es Klarungsbedarf zu geben.
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Auf die Frage nach vorhandenen MaRnahmen, Initiativen und/oder Projekten zur
Verbesserung des Miteinanders verschiedener Beschaftigtengruppen bzw. der Ar-
beitsatmosphare war die haufigste Antwort: ,Fortbildungen zu Kommunikati-
on/Konflikten”, gefolgt von , Teamentwicklung” und , Dienstvereinbarungen zu Kon-
flikten und Mobbing” (vgl. Abb. 14).

Abbildung 14°°:
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* Unter keine Angabe fallt, dass es keine oder keine expliziten Fortbildungen zu diesem Thema gibt, bzw.
dass entsprechende MalRnahmen ohne Auswertung durchgefiihrt werden.

> Unter Sonstiges wird genannt, dass stets nach AGG/LGG gehandelt wird, dass es eine Vielzahl von Fortbil-
dungen gibt oder dass bei Bedarf im Einzelfall gehandelt wird. Auch werden Ausfliige, Weihnachtsfeiern und
Mediationen in diesem Feld genannt.



Wie Abbildung 15 zeigt, gaben zwei Flnftel der Senatsverwaltungen und ein Flinftel
der Bezirksverwaltungen an, dass sie kein spezielles System oder Verfahren zum
Umgang mit Diskriminierung haben. Nur jeweils gut zwei Fiinftel antworteten, dass
sie eine Beschwerdestelle eingerichtet haben, an die sich von Diskriminierung Be-
troffene wenden kénnen. Diesen Angaben zufolge wiirde die im AGG § 12 vorge-
schriebene Verpflichtung, eine Beschwerdestelle einzurichten, nur unzureichend er-
fillt. Eine andere Interpretation ist die, dass die Befragten keine Kenntnis von der
Existenz der Beschwerdestellen haben — obwohl in jeder Senats- und Bezirksverwal-
tung Ubersichten (iber die Einrichtung von Beschwerdestellen existieren.

Von gut einem Viertel der Bezirksverwaltungen — aber von keiner Senatsverwaltung
— wurde als eine mogliche Reaktion auf Diskriminierung das persoénliche Gesprach
genannt. Auch ,MalBnahmen bei Fehlverhalten” finden sich den Angaben zufolge in
den Bezirksverwaltungen haufiger als in den Senatsverwaltungen - haben aber im
Vergleich zu anderen Reaktionsmoglichkeiten einen eher geringen Stellenwert.

Abbildung 15:
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Der Halfte der Mitarbeitenden der Senatsverwaltungen ist bekannt gegeben wor-
den, dass der Regierende Biirgermeister die Charta der Vielfalt unterschrieben hat,
hingegen wurden darliber weniger als ein Drittel der Mitarbeitenden der Bezirks-
verwaltungen informiert. Teilweise haben die Befragten zusatzlich angegeben, auf
welche Weise die Mitarbeitenden informiert wurden: Hier werden Besprechungen,
Umlaufe, Rundmails und das Intranet genannt.



3.2.3 Diversity im Umgang mit Biirgerinnen und Biirgern

Mit dem dritten Teil des Fragebogens wurde eruiert, inwieweit der derzeitige Um-
gang mit Vielfalt die Interessen und Bedirfnisse der vielfdltigen Zielgruppen der Ber-
liner Verwaltung berticksichtigt.

Hier fallt zunachst auf, dass lediglich auf der Halfte der abgegebenen bzw. zurlick
gesendeten Fragebdgen die Frage beantwortet wurde, in welcher Weise die Vielfalt
der Biirgerinnen und Biirger in der Planung und Konzeptionalisierung von MaR-
nahmen und Dienstleistungen bericksichtigt wird. Von denen, die diese Frage be-
antwortet haben, geben ca. 40 % der Senatsverwaltungen an, keinen direkten Kon-
takt mit Burgerinnen und Burgern zu haben.

Auch bleibt der Gberwiegende Teil der Antworten sehr allgemein. Es gibt Antworten
wie z.B. Vielfalt sei zu respektieren, das AGG und LGG fanden Anwendung und die
Interessen der Zielgruppen wirden (in jeder Hinsicht) einbezogen. Einige geben an,
dass nach Einzelfallldsungen gesucht werde und Biirgerinnen und Birger individuell
behandelt wirden. Die konkretesten Angaben im Hinblick auf die Dienstleistungen
sind, dass Dolmetscherdienste angeboten wirden, dass die Lehrer/innenfortbildung
an der Vielfalt der Schiilerinnen und Schiler orientiert wiirde sowie dass die Vielfalt
bei der Bewilligung von Antragen berticksichtigt wirde.

Nur jeweils knapp die Halfte der Senats- und Bezirksverwaltungen geben an, die
Vielfalt der Zielgruppen und der allgemeinen Offentlichkeit durch Mehrsprachigkeit
in den Angeboten zu berlicksichtigen (vgl. Abb. 16). Will die Berliner Verwaltung ih-
rem Anspruch der interkulturellen Offnung gerecht werden, besteht in diesem Be-
reich noch Nachholbedarf. Publikationen in Leichter Sprache®® bieten knapp ein
Drittel der Senatsverwaltungen und der Bezirksverwaltungen an. Einen barrierefrei-
en Internetauftritt nennen 45 % der Senatsverwaltungen, aber nur 17 % der Be-
zirksverwaltungen. Die Verwaltungsvorschriften zur Schaffung Barrierefreier Infor-
mationstechnik — VVBIT — vom 23. August 2005 sind demzufolge trotz Fristsetzung>>

>1 Mit Leichter Sprache wird eine barrierefreie Sprache bezeichnet, die sich durch einfache, klare Satze und
ein Ubersichtliches Schriftbild auszeichnet. Sie ist deshalb besser verstandlich, besonders fiir Menschen mit
Lernschwierigkeiten oder mit Behinderungen.

>? Siehe: Verwaltungsvorschriften zur Schaffung barrierefreier Informationstechnik — VVBIT — § 4 — Umset-
zungsfristen: (1) Angebote, die nach Inkrafttreten dieser Vorschriften neu gestaltet oder in wesentlichen Be-
standteilen oder groRerem Umfang verdndert oder angepasst werden, sind gemal Nummer 3 zu erstellen. (2)
Angebote, die vor Inkrafttreten dieser Vorschriften 6ffentlich zugénglich waren, sind spatestens bis zum 31.
Dezember 2006 gemdls Nummer 3 zu gestalten. Wenn sich die Angebote speziell an behinderte Menschen im
Sinne des § 4 des Landesgleichberechtigungsgesetzes richten, sind sie unverziglich gemaR Nummer 3 zu ges-
talten. (3) Absatz 2 Satz 1 findet keine Anwendung, wenn es sich um Angebote handelt, die nachweislich nur



nur unzuldanglich umgesetzt. Birgerinnen und Birgern mit diesen Bediirfnissen ha-
ben demnach nach wie vor einen erschwerten Zugang zu den Angeboten und
Dienstleistungen der Verwaltung.

Daruber hinaus geben lediglich 45 % der Senatsverwaltungen und 38 % der Bezirks-
verwaltungen an, Giber barrierefreie Zugange zum Haus zu verfiigen. Wo dies nicht
der Fall ist, wird nicht nur Besucher/innen der Zugang zu den Hausern erschwert,
sondern auch die Beschaftigung von Menschen im Rollstuhl unmaoglich gemacht.

Abbildung 16:
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Abbildung 17 verdeutlicht, dass nur gut zwei Finftel der Senatsverwaltungen und
drei Funftel der Bezirksverwaltungen angaben, dass eine Stelle existiere, die Be-
schwerden und/oder Verbesserungsvorschldge von Birgerinnen und Blirgern ent-
gegennimmt. Dafiir, dass die Werte sogar noch niedriger liegen, spricht, dass sich
unter ,JA“ auch Antworten finden wie ,jede/r Mitarbeitende ist Ansprechperson fir
Beschwerden und Verbesserungsvorschlage”, ,der/die jeweilige Vorgesetzte ist
stets Ansprechperson®, bis hin zu einer bestimmten Ansprechperson fur alle, die
speziell dazu beauftragt ist.

mit unverhaltnismaRigem Aufwand barrierefrei umgestaltet werden kdnnen. In diesen Fallen ist spatestens
bei einer Neugestaltung die Barrierefreiheit zu berticksichtigen.

http://www.berlin.de/imperia/md/content/seninn/itk/barrierefreiheit/vvbit.pdf?start&ts=1291218631&file=
vvbit.pdf


http://www.berlin.de/imperia/md/content/seninn/itk/barrierefreiheit/vvbit.pdf?start&ts=1291218631&file=vvbit.pdf
http://www.berlin.de/imperia/md/content/seninn/itk/barrierefreiheit/vvbit.pdf?start&ts=1291218631&file=vvbit.pdf

Abbildung 17:
Existenz einer
Beschwerdestelle fiir

A Biirger/innen

NEIN

M % von 33 Abt. der SV W % von 35 Abt. der BZ

Knapp ein Drittel der Senatsverwaltungen und ein Flinftel der Bezirksverwaltungen
geben an, dass Kontakte zu Nichtregierungsorganisationen (NRO) zu bestimmten
Diversity-Merkmalen und -Themen bestehen. Genannt werden hier u.a. Kontakte zu
Jugendbildungsstatten, Behindertenvereinen und -verbanden, GTZ>, Migrationsrat,
Elternvereine, Migrationsvereine, Vereine zur Unterstlitzung bei Schulungen, ein-
schlagige Sportvereine.

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass die Perspektive der Birger/innen nur
ansatzweise — und damit unzureichend — im Blickfeld der Berliner Verwaltung ist,
und zwar sowohl auf Senatsebene, wo vergleichsweise weniger direkter Bir-
ger/innenkontakt besteht, als auch auf der Ebene der Bezirke. Auch geschlechterge-
rechte Angebote und Gender Budgeting im Kontext des Gender Mainstreamings
werden in der Beantwortung der Fragen nur sehr selten genannt. Ob dies der Art
der Fragestellung geschuldet ist oder tatsachlich nur so wenige Mallnahmen in die-
sem Bereich existieren, bleibt unklar. Fest steht jedoch, dass die Berliner Verwaltung
weitere Anstrengungen unternehmen muss, um ihrem Ziel gerecht zu werden, dass
Dienstleistungen fiir alle Birger/innen gleichermalRen angeboten werden und zu-
ganglich sind.

>* Deutsche Gesellschaft fiir Technische Zusammenarbeit GmbH



4 Schlussbetrachtungen

Als groBte Arbeitgeberin in Berlin und vor dem Hintergrund der Vielfalt der Bevolke-
rung ist die Verwaltung im Besonderen gefordert, eine Gesamtstrategie zum Um-
gang mit Vielfalt zu entwickeln und umzusetzen. Damit kann sie nicht nur den ge-
setzlichen Vorgaben, sondern auch den vielfaltigen Bediirfnissen und Interessen ih-
rer Beschaftigten sowie der Blrgerinnen und Birger gerecht werden. Den Stand
dieser Entwicklung zu eruieren, war die Aufgabe der Bestandsaufnahme, deren Er-
gebnisse im vorliegenden Bericht dargestellt worden sind.

Ungleicher Entwicklungsstand in Bezug auf den Umgang mit Vielfalt

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme weisen insgesamt auf eine sehr unterschied-
liche Entwicklung und Umsetzung von Mallnahmen zum Umgang mit Vielfalt hin,
und zwar sowohl in den Senatsverwaltungen als auch in den Bezirksverwaltungen.
In allen Verwaltungen gibt es Ansatze und MalRnahmen, die jeweilige Verwaltungs-
kultur diskriminierungsfrei und Vielfalt férdernd zu gestalten und damit den gesetz-
lichen Anforderungen gerecht zu werden. Doch die einzelnen Senats- sowie Bezirks-
verwaltungen stehen an sehr unterschiedlichen Punkten in der Gestaltung einer di-
versity-sensiblen Arbeits- und Organisationskultur.

Allgemein fallt auf, dass einige Abteilungen sehr konkrete Angaben in Bezug auf
Malinahmen zum Umgang mit Vielfalt machen und diese mit Beispielen unterlegen,
wahrend andere Abteilungen sich eher allgemein und abstrakt — und mit Bezug auf
die gesetzlichen Grundlagen — zu diesem Thema duBern. Es entsteht der Eindruck,
dass Kenntnisstand und Interesse den konkreten Vorstellungen zur Entwicklung und
Umsetzung von Malinahmen zur Schaffung einer diversity-sensiblen Verwaltungs-
kultur entsprechen. Je mehr Interesse und Kenntnis vorhanden ist, desto differen-
zierter fallen die Antworten aus. Andernfalls bleiben die AuBerungen zum Umgang
mit Vielfalt relativ unkonkret. Es wird sich dann ganz allgemein auf die Umsetzung
der Verfassung und anderer gesetzlicher Grundlagen berufen, aber was dies konkret
im Arbeitsalltag bedeutet oder bewirkt, ist — zumindest fiir AuRenstehende — nicht
nachvollziehbar.

Auswirkungen gesetzlicher Grundlagen

Die Auswertung sowohl der Interviews als auch der Fragebdgen verdeutlicht, dass
das AGG, das 2006 in Kraft getreten ist, zwar fir den Umgang mit Vielfalt sensibili-
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siert und motiviert, aber nicht die gleiche Wirkung auf die Personalpolitik der Ver-
waltung entfaltet, wie die konkret fiir die Berliner Verwaltung geltenden merkmals-
bezogenen Landesgesetze LGG und LBGB. Von den durch das AGG geschitzten
Merkmalen sind Geschlecht und Behinderung am starksten im Fokus der Personal-
politik. Wenn auch die Gleichstellung der Geschlechter auf allen Ebenen der Verwal-
tungshierarchie noch ein fernes Ziel ist, so gibt es doch klare Vorgaben zur Férde-
rung von Frauen in der Berliner Verwaltung. Quoten zur Beschaftigung von Men-
schen mit Behinderung werden bereits erfillt. Hier entfalten die gesetzlichen
Grundlagen, die konkrete Vorgaben zur Férderung bestimmter Personengruppen
und zur Herstellung von Chancengleichheit machen, ihre Wirkung. Die Ergebnisse
der vorliegenden Bestandsaufnahme legen nahe, dass derart konkrete gesetzliche
Vorgaben starkere Auswirkung auf das Verwaltungshandeln haben als Gesetze und
Regelungen, die den Schutz allgemeiner regulieren.

Die interkulturelle Offnung der Verwaltung, die bis zur Verabschiedung des ,Geset-
zes zur Regelung von Partizipation und Integration in Berlin“ im Dezember 2010 bis-
lang gesetzlich lediglich in § 1 des Verwaltungsreformgrundsatzgesetzes festgehal-
ten ist, wird zumindest in einigen Personalabteilungen bereits aktiv vorangetrieben.
Dementsprechend kann festgehalten werden, dass das Merkmal ethnische Herkunft
nach den Merkmalen Gender und Behinderung am haufigsten im Fokus einer an
Vielfalt orientierten Personalpolitik steht.

Obgleich auch in Bezug auf andere Merkmale eine Diskrepanz zwischen den Aussa-
gen der Personalverantwortlichen und denen der Beauftragten und Fachstellen hin-
sichtlich der Einschatzung des aktuellen Standes der Umsetzung von Chancengleich-
heit besteht, so wird diese Diskrepanz am deutlichsten in Bezug auf das Merkmal
sexuelle Identitat. Wahrend die Mehrheit der Personalverantwortlichen angab, zwi-
schen Mitarbeitenden mit verschiedenen sexuellen Identitaten bestiinde ein ,offe-
ner Umgang” und es gebe keine Probleme, bestehen laut den Aussagen des Fachbe-
reichs flr gleichgeschlechtliche Lebensweisen der LADS in der Verwaltung diesel-
ben Vorurteile und Vorbehalte wie in der restlichen Gesellschaft. Zudem sei nach
wie vor nicht im Bewusstsein der Verwaltungsmitarbeitenden prasent, dass die
Gleichberechtigung von Menschen unterschiedlicher sexueller Identitat seit 2004 in
Berlin gesetzlich verankert ist. In der Tat zeigt die vorliegende Befragung, dass die-
ses Gesetz weitgehend unbekannt ist.

Wie lassen sich unterschiedliche Wahrnehmungen und Einschatzungen der Perso-
nal-verantwortlichen und der merkmalsbezogenen Beauftragten und Fachstellen in
den Verwaltungen erklaren? In Bezug auf das Merkmal sexuelle Identitat ist sicher-
lich bedeutsam, dass es sich in der Regel um ein ,,unsichtbares” Merkmal handelt,



das erst dadurch sichtbar wird, wenn Mitarbeitende Uber ihre sexuelle Identitat
sprechen. Vorurteile und Vorbehalte gegeniiber Menschen mit anderer sexueller
Identitat bleiben unter Umstanden langer im Verborgenen, wenn schwule und lesbi-
sche Mitarbeitende sich nicht outen und nicht als homosexuell wahrgenommen
werden. Diese Unsichtbarkeit und die damit in Zusammenhang stehende Ansicht,
dass die sexuelle Identitat eines Menschen kein Thema am Arbeitsplatz sein diirfe,
sondern als seine ,Privatsache” anzusehen ist, kann dazu beitragen, dass keine
Notwendigkeit des aktiven Umgangs mit diesem Merkmal gesehen wird.

Vielfalt in Bezug auf Mitarbeitende der Verwaltung

Grundsatzlich wird die Thematik der Personalgewinnung und —einstellung von den
Befragten als zentraler Schlisselfaktor fiir die Umsetzung einer an Vielfalt orientier-
ten Personalpolitik angesehen, wobei gleichermalen die Rahmenbedingungen fiir
Einstellungen in die Verwaltungen von vielen als ein wesentliches Hindernis thema-
tisiert werden. Die konkrete Umsetzung einer an Vielfalt orientierten Personalpolitik
ist in den einzelnen Verwaltungen jedoch sehr unterschiedlich.

Es gibt Verwaltungen, die Diversity-Kompetenz in den Anforderungsprofilen aller zu
besetzenden Stellen bereits aufgenommen haben, wahrend diese Kompetenz in an-
deren Verwaltungen nur in den Anforderungsprofilen der Fihrungskrafte verankert
ist. Andere Verwaltungen machen ihre Bemiihungen um die Einstellung von Bewer-
ber/innen von der Notwendigkeit bestimmter Kompetenzen fiir das Aufgabengebiet
(wie bspw. Mehrsprachigkeit fir die Birger/innenberatung) abhadngig. Von einigen
Befragten wird die Forderung bestimmter Personengruppen fiir nicht notwendig
gehalten wohingegen andere argumentieren, dass der Datenschutz die Férderung
bestimmter Gruppen nicht zulasse. Haufig wird von den Befragten betont, dass die
Qualifikation und Befahigung der Bewerberinnen und Bewerber entsprechend der
gesetzlichen Vorgaben grundsatzlich im Vordergrund der Personalauswahl steht.

Allgemein lassen die Ergebnisse der Befragung auf eine unterschiedlich starke Sen-
sibilisierung der Personalverantwortlichen fir das Thema Umgang mit Vielfalt
schlieRen. Diejenigen, die sensibel flir die Férderung der Vielfalt in der Belegschaft
sind, berucksichtigen neben den Merkmalen Geschlecht und Behinderung bei der
Personalgewinnung vorrangig Bewerber/innen mit Migrationshintergrund, ohne
dieses Merkmal an bestimmte Aufgabenfelder zu kniipfen. Diese Bemuhungen sind
sicherlich ein Resultat des Prozesses der interkulturellen Offnung der Verwaltung.
Aus den Ergebnissen der vorliegenden Bestandsaufnahme lasst sich allerdings keine
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Schlussfolgerung dahingehend ziehen, wie viele Ausgebildete und Bewerber/innen
mit Migrationshintergrund tatsachlich in den Verwaltungen eingestellt wurden.

Auswirkungen haben die oben genannten unterschiedlichen Herangehensweisen
auf Komponenten des Auswahlverfahrens wie Anforderungsprofile, Ausschreibun-
gen, Bewerbungsbogen, Einstellungsgesprache, etc. Insgesamt lassen die Ergebnisse
den Schluss zu, dass in Bezug auf die Bedeutung des Umgangs mit Vielfalt in der Ber-
liner Verwaltung unterschiedliche Gewichtungen in Auswahlverfahren existieren. Da
Personalgewinnung und -einstellung zentrale Faktoren flr die Forderung der Vielfalt
in der Belegschaft sind, ware hier eine einheitliche diversity-sensible Vorgehenswei-
se wiinschenswert.

In Anbetracht der sehr geringen Einstellungsmoglichkeiten der Berliner Verwaltun-
gen erstaunt es allerdings, dass gerade die Bedeutung dieses Bereichs von vielen Be-
fragten in Bezug auf den Umgang mit Vielfalt hervorgehoben wird.

So zieht sich das hohe Durchschnittsalter der Beschaftigten als dominantes Thema
durch die gesamte Bestandsaufnahme. Es wird zumeist in Verbindung mit den nur
geringen Einstellungsmoglichkeiten und einer Zunahme an Beschaftigten mit Behin-
derung aufgrund der Altersstruktur angesprochen. Als Mallnahmen zum Umgang
mit dem Merkmal Alter in der Verwaltung werden in erster Linie MaBnahmen zur
Ubertragung von Wissen, z.B. durch Mentoringsysteme, und Angebote zur Gesund-
heitsforderung genannt. Vor dem Hintergrund der genannten Rahmenbedingungen
stellt sich die Frage, warum die Personalpolitik sich nicht starker auf die Unterstut-
zung und Forderung des vorhandenen Personals ausrichtet. Hier geht es u.a. darum,
ob in den Verwaltungen eine alter(n)sgerechte Personalentwicklung existiert, ob es
ausreichende Anreize fiir altere Beschaftigte gibt und welche Grundannahmen
Uberhaupt bezliglich des Merkmals Alter vorherrschen. Diese Fragen kénnen jedoch
im Rahmen dieser Bestandsaufnahme nicht vertiefend bearbeitet und beantwortet
werden.

Auffallend ist schliellich, dass Schwierigkeiten im Umgang zwischen Mitarbeitenden
aus den ehemaligen Ost- und Westteilen der Stadt lediglich von der Vertreterin des
Hauptpersonalrats benannt wurden.

Bedarfsgerechte Angebote fiir die Berliner Bevolkerung

Es Uberrascht, dass von den Bezirksamtern, die den Fragebogen ausgefillt zurick
gesandt haben, nur sehr wenige (14 %) angeben, bezliglich bestimmter Themen zu



Vielfalt mit Nichtregierungsorganisationen (NROen) zusammenzuarbeiten bzw.
Uberhaupt Kontakte zu diesen zu pflegen. Im Sinne der Birger/innenorientierung ist
vor diesem Hintergrund dringend anzuraten, die externen Kompetenzen von NROen
starker einzubeziehen und dazu partizipative Verfahren zu entwickeln und zu nut-
zen.

Im Hinblick auf die Servicequalitat weisen die Ergebnisse auf Nachbesserungsbedarf
bezliglich der Erreichbarkeit der Verwaltung hin. Denn Mehrsprachigkeit, Publikati-
onen in leicht verstandlicher Sprache, barrierefreie Internetauftritte und barriere-
freie Zugange zu Gebauden sind trotz gesetzlicher Vorgaben nicht flachendeckend
vorhanden. Fiur die Umsetzung der Vorgaben (z.B. fir Umbauten fir Barrierefrei-
heit) miissen selbstverstandlich entsprechende finanzielle Mittel bereitgestellt wer-
den.

Positive Auswirkungen von Diversity-MaBRnahmen

AbschlieBend ist der Nutzen zu betonen, der in der Implementierung von Diversity-
MaRnahmen gesehen wird.>* Circa ein Drittel der Senats- und Bezirksverwaltungen
gaben an, dass neue Potenziale der Beschaftigten entdeckt und genutzt werden
konnten. Dies ist — wie zuvor bereits festgehalten — deswegen besonders positiv
hervorzuheben, weil viele Verwaltungen kaum die Moglichkeit haben, auf entste-
hende Bedarfe mit Neueinstellungen zu reagieren. Auch entstanden neue Ideen fir
Produkte und Dienstleistungen und die Zusammensetzung der Belegschaft wurde
vielfaltiger. Dies diirfte zu der von rund einem Viertel der Bezirksverwaltungen ge-
nannten Imageverbesserung der Behoérden beigetragen haben. Entsprechend wurde
hier auch angegeben, dass die Angebote verstarkt von der breiten Bevélkerung ge-
nutzt werden. Eine Verbesserung des Betriebsklimas und die Verringerung von Fehl-
zeiten waren positive Auswirkungen von Diversity-Mallnahmen, die insbesondere
von den Senatsverwaltungen genannt wurden.

Vielfalt fordernde und hemmende Faktoren

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme verweisen auf eine Vielzahl von fordernden
und hindernden Faktoren fiir die Gestaltung von Vielfalt in der Berliner Verwaltung.
Entsprechend den Ergebnissen der schriftlichen Befragung, nach der die Umsetzung
von Diversity Management Fihrungsaufgabe sei, wurde auch in den Interviews

>* Siehe hierzu auch Abbildung 5 auf Seite 49.



deutlich, dass die Sensibilitat der oberen und mittleren Fihrungskrafte fir das The-
ma Vielfalt unabdingbar ist. Dabei ibernimmt die Fihrungsperson zum einen Vor-
bildfunktion. Zum anderen fordert oder hemmt ihre Einstellung und ihr Fihrungs-
verhalten die Offenheit, Toleranz und Sensibilitdt der Mitarbeitenden sowie deren
Bereitschaft, sich an MaRnahmen zur Férderung der Vielfalt zu beteiligen. Geeignete
Malnahmen zur Schulung von Fihrungskraften zur Sensibilisierung fir und einen
besseren Umgang mit Vielfalt stellen dementsprechend notwendige Bedingungen
flir den gesamten Prozess dar.

DemgemaR wurde von vielen Befragten die Notwendigkeit von Fortbildungen zu
Vielfalt und speziell interkultureller Kompetenz thematisiert. Wahrend in manchen
Verwaltungen eher eine allgemeine Sensibilisierung gewiinscht ist, wurde in ande-
ren Verwaltungen gefordert, dass Schulungen passgenau auf die Aufgabenfelder zu-
geschnitten sein sollten.

Als hinderlich fiir Prozesse der interkulturellen Offnung stellt sich dar, dass derzeit
noch keine Statistiken zur Erfassung von Beschaftigten mit Migrationshintergrund
gefiihrt werden, was sich in Folge des im Dezember 2010 in Kraft getretenen Parti-
zipations- und Integrationsgesetzes vermutlich andern wird. Der Datenschutz bleibt
dabei ein wesentliches Thema. Nicht nur in Bezug auf dieses Merkmal ist das Diver-
sity Management vor die Herausforderung gestellt, wie sich der Umgang mit Vielfalt
langfristig fordern lasst, ohne den Datenschutz zu mindern.

Eine Herausforderung in Bezug auf die Implementierung von Diversitystrategien ist
das haufig ungeklarte Verhaltnis von Diversity Management und anderen Chancen-
gleichheitsstrategien. Hinzu kommen Widerstande in der Belegschaft (z.B. Angst vor
Mehrarbeit, Ressentiments gegeniliber bestimmten Personengruppen etc.), die
Rahmenbedingungen der Berliner Verwaltung (teilweise sehr schmaler Einstellungs-
korridor, gesetzliche Vorgaben im Beamtenrecht etc.) und schlieBlich die Dezentrali-
sierung der erforderlichen MaBnahmen.

Als fordernde Faktoren werden hingegen von allen Beauftragten und Fachstellen
gesetzliche Grundlagen genannt. Diese werden als Unterstiitzung fiir ihre Arbeit und
als Fortschritt bei der Durchsetzung der Interessen verschiedener Merkmalsgruppen
wahrgenommen. Die einzelnen Themen erhalten dadurch einen héheren Stellen-
wert sowohl in der Politik als auch in der Gesellschaft und schaffen ein erweitertes
Bewusstsein flir die Belange der verschiedenen Zielgruppen. Doch nicht nur die Mit-
arbeitenden der Verwaltung, die Politik sowie die Gesellschaft sind durch die gesetz-
lichen Vorgaben sensibilisiert, sondern auch Blirgerinnen und Blirger nehmen Be-



nachteiligungen starker wahr und entwickelten das Bedirfnis sich diesen zu wider-
setzen und gegentliber der Verwaltung ihre Rechte durchzusetzen.

Ein einheitliches Diversity Management der Berliner Verwaltung ist noch zu entwi-
ckeln. Dabei sollten die Ergebnisse dieser Bestandsaufnahme berlicksichtigt werden.
Wesentliche Punkte sind, Diversity praxisbezogen umzusetzen, d.h. in den konkre-
ten Arbeitsalltag zu integrieren, das Thema in den Ausbildungsinstitutionen und
Ausbildungsinhalten zu verankern, Problemlagen zu erkennen und zu nutzen und
nicht zuletzt die Thematik top-down zu implementieren.
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Anhang A

INTERVIEWLEITFADEN
Ausgewabhlte leitende Mitarbeitende der Senatsverwaltung

. Wie wirden Sie Ihren Aufgabenbereich beschreiben?

. Welche Rolle spielt die Strategie Diversity Management in Bezug auf lhre Ver-
waltung?

. Welche Vorteile oder Nachteile fiir lhre Verwaltung erwarten Sie in Verbindung
mit der Umsetzung von Diversity Management?

. Hat sich lhre Aufgabe seit Inkrafttreten des AGG wesentlich gedndert?

. Welche Erfahrungen haben Sie und lhre Verwaltung mit den Gesetzen zur
Gleichberechtigung von behinderten Menschen (seit 2002 in Kraft gesetzt) und
Gleichstellung von Frauen und Mannern (seit 1991 in Kraft gesetzt) gemacht?

. Ist Ihnen das Gesetz zur Gleichberechtigung von Menschen unterschiedlicher se-
xueller Identitat bekannt? Wenn ja, wie wird es in der Personalpolitik Ihrer Ver-
waltung umgesetzt?

. Im AGG sind weitere Kriterien aufgeschlisselt. Inwieweit werden Religion und
Weltanschauung, ethnische Herkunft und Hautfarbe, Alter thematisiert?

. Besteht eine Zusammenarbeit mit NROen? Wenn ja, wie gestaltet sich diese Zu-
sammenarbeit?



Anhang B

INTERVIEWLEITFADEN
,Beauftragte und merkmalsbezogene Fachverwaltungen®

e Landesbeauftragter fiir Menschen mit Behinderungen, SenlAS

e Geschdftsstelle Gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm, SenWTF

e Fachbereich gleichgeschlechtliche Lebensweisen, SenlAS, LADS

e Beauftragter fiir Integration und Migration, SenlAS

e fachverwaltung fiir Seniorenpolitik, SenlAS, ID

e Beauftragter fiir Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften,
Senklz

1. Wie wiirden Sie lhren Aufgabenbereich beschreiben?

2. Fuhren Sie statistische Erhebungen in Bezug auf lhr Handlungsfeld bzw. lhre Ziel-
gruppe?

3. Hat sich lhre Aufgabe seit dem Inkrafttreten des AGG wesentlich gedndert?
4. Wo wiirden Sie den grofSten Fortschritt in lhrem Bereich sehen?

5. Existieren Widerstande/Barrieren gegenliber der Arbeit lhrer Stelle in der Ver-
waltung im Allgemeinen?

6. Wo miusste etwas geandert werden, um Barrieren gegentiber lhrer Zielgruppe zu
Uberwinden?

7. Besteht eine Zusammenarbeit mit NROen auf diesem Gebiet? Wenn ja, wie ges-
taltet sich diese Zusammenarbeit?



Anhang C

Der hier abgedruckte Fragebogen zur Bestandsaufnahmen in der Senatsverwaltung
steht exemplarisch fur die an alle Senatsverwaltungen versendeten Fragebogen. Die
Fragen der an die Bezirke und die nachgeordneten Behdrden versendeten Fragebo-
gen wurden an die Struktur der Bezirksamter und der jeweiligen Behdrde angepasst.
Inhaltlich waren alle versendeten Fragebdgen identisch.

Der Fragebogen wurde im Rahmen des Projekts ,,Berlin — Stadt der Vielfalt” speziell
fir die Berliner Verwaltung entwickelt. Anregungen wurden dem Tool ,,Diversity On-
line” der Sozialforschungsstelle Dortmund, Zentrale wissenschaftliche Einrichtung
der Technischen Universitit Dortmund entnommen.>’

Fragebogen zur Bestandsaufnahme in der Senatsverwaltung

Wenn Sie den Fragebogen in Papierform ausfiillen, kénnen Sie gern ein zusétzliches
Papier oder die Riickseite verwenden, sollten Sie bei der Beantwortung der Fragen
mehr Platz bendétigen.

Ubersicht

1. Diversity Management als Verwaltungsstrategie allgemein
2. Diversity Management: Bereich Mitarbeitende der Verwaltung

3. Diversity Management: Bereich Biirgerinnen und Biirger

>> Siehe: http://www.online-diversity.de/index.php



1. Diversity Management als Verwaltungsstrategie allgemein

1.1. Wie schatzen Sie die Situation in Ihrer Abteilung in Bezug auf eine an Viel-
falt>® und Antidiskriminierung orientierte Verwaltungsstrategie und —praxis
ein? (Bitte nur eine Angabe)

Es gibt (bisher) keine Strategie dieser Art.

Eine entsprechende Strategie und Praxis wird seit einiger Zeit verfolgt
und laufend verbessert.

Wir haben mit der Umsetzung einer entsprechenden Strategie begon-
nen, es muss jedoch noch mehr getan werden.

Wir entwickeln gerade ein Konzept fiir Vielfalt am Arbeitsplatz.

Wir finden eine an Vielfalt orientierte Verwaltungsstrategie sehr auf-
wendig und wissen nicht, welche Vorteile sie bringt.

Sonstiges:

1.2. Auf welche Dimensionen von Vielfalt richtet sich das Diversity Management
bzw. der Umgang mit Vielfalt in Ihrer Abteilung konkret?
(Mehrfachnennungen moglich)

Geschlecht

Ethnische Herkunft und Hautfarbe

Alter

Behinderung®’

Religion oder Weltanschauung

Sexuelle Identitat

Weitere Dimensionen:

*® Der Begriff Vielfalt bzw. Diversity bezieht sich hier auf die Gesamtheit der Mitarbeitenden und Biir-
ger/innen. Menschen unterscheiden sich in vielen verschiedenen Aspekten. Im Projekt stehen in Anlehnung
an das AGG die folgenden Diversity-Dimensionen im Fokus: Geschlecht, ethnische Herkunft und Hautfarbe,
Alter, Behinderung, Religion oder Weltanschauung, sexuelle Identitat.

>’ \on einer Behinderung wird gesprochen, wenn die individuellen Beeintrachtigungen eines Menschen um-
fanglich, vergleichsweise schwer und langfristig sind. Menschen sind laut SGB IX, §2 Abs.1 behindert, wenn
ihre korperliche Funktion, geistige Fahigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit langer
als sechs Monate von dem fiir das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Le-
ben in der Gesellschaft beeintrachtigt ist.



1.3. Auf welche Bereiche konzentrieren sich die in lhrer Abteilung am Diversity
Management orientierten MalRnahmen? (Mehrfachnennungen maoglich)

Personalmanagement und Personalfiihrung

Arbeitsgestaltung, Arbeitsorganisation

Gesundheit

Organisationskultur

Offentlichkeitsarbeit

Zuwendungsprojekte

Dienstleistungen

Fachpolitiken

Andere:

1.4. Ist die Umsetzung des Diversity Managements in lhrer Abteilung Flihrungs-
aufgabe (fur Sie als Abteilungsleiter/in, die Referatsleiter/innen und dhnliche
andere Fihrungskrafte)?

Ja

Nein

1.5.  Zur Umsetzung des Diversity Managements haben Sie in |hrer Abteilung ...
(Mehrfachnennungen moglich)

Diversity zum Thema in Teamsitzungen oder anderen internen Ab-
stimmungsrunden gemacht

eine/mehrere (Diversity-)Verantwortliche ernannt

eine (Diversity-)Arbeitsgruppe gebildet

die Aufgabe der Personalabteilung libertragen

besondere Verantwortlichkeiten festgelegt

Workshops/Schulungen mit Flihrungskraften durchgefiihrt

Workshops/Schulungen mit Mitarbeitenden durchgefiihrt

externe Unterstltzung in Anspruch genommen (z.B. Beratung, Training)

das Thema Diversity im Rahmen von Veroffentlichungen aufgegriffen

Sonstiges:

kein Wissen dariber, wie es gemacht werden soll




1.6.

1.7.

77

Wenn Sie eine/mehrere (Diversity-)Verantwortliche haben, wie ist die Ein-

bindung in die Organisation der Abteilung? (Mehrfachnennungen maoglich)

mit einem eigenen Budget

mit umfangreichen Mitsprachemaoglichkeiten

mit umfangreichen Mitentscheidungsbefugnissen

Diversity Management ist Aufgabe der Abteilungsleitung

Sonstiges

Wie wirken sich von lhnen durchgeflhrte Diversity-MaBnahmen aus?

Die Zusammensetzung der Belegschaft ist vielfaltiger geworden

Neue Potenziale der Beschaftigten werden entdeckt und genutzt

Neue Ideen flr Produkte und Dienstleistungen entstehen

Angebote der Verwaltung werden von der breiten Bevolkerung ge-
nutzt

Das Image der Behérde hat sich verbessert

Fehlzeiten haben sich verringert

Das Betriebsklima hat sich verbessert

Sonstiges

Ehrlich gesagt, es hat sich nichts gedndert

2. Diversity Management: Bereich Mitarbeitende der Verwaltung

2.1.

Welche Grundsatze zum wertschdatzenden Umgang mit Vielfalt in der Beleg-
schaft sowie zum Diskriminierungsschutz beinhaltet das Leitbild Ihrer Verwal-

tung?




2.2.

2.3.

2.4.

2.5.

Wie werden die Mitarbeitenden lhrer Abteilung Gber MaBnahmen zum Um-
gang mit Vielfalt und Antidiskriminierung informiert?

Auf welche Diversity-Dimensionen achten Sie in der Personalpolitik?

Geschlecht

Ethnische Herkunft und Hautfarbe

Alter

Behinderung

Religion oder Weltanschauung

Sexuelle Identitat

Andere:

Welchen Einfluss haben gesetzliche Regelungen, wie zum Beispiel das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz, auf den Umgang mit Vielfalt in Ihrer Abtei-
lung?

Inwieweit existiert eine aktive Stellenbesetzungs- und Personalpolitik fir die
Zielgruppen des AGG in lhrer Verwaltung (Anwerbung, Stellenausschreibung,
Auswahl und Einweisung neuer Mitarbeitenden)?
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2.6. Wie werden die unterschiedlichen Sprach- und kulturellen Kompetenzen der

Beschaftigten sowie das Erfahrungswissen alterer Beschaftigter in Ihrer Ab-
teilung genutzt?

2.7. Werden die FlUhrungskrifte (Abteilungsleiter/in, Referatsleiter/innen und
ahnliche andere Fuhrungskrafte) Ihrer Abteilung im Umgang mit Vielfalt (z.B.
Fortbildungen zu den Themen Gender>® und Diversity>®) geschult?

Wenn ja, wie werden die Trainings bewertet?

2.8. Wie viele der Referatsleiter/innen und der anderen Fihrungskrafte in lhrer
Abteilung haben bereits an einer oder mehreren Fortbildungen zu Themen
wie Gender und Diversity teilgenommen? (Angaben bitte in Prozent)

Bitte benennen Sie genau Art und Thema der Fortbildungen!

*® Fortbildungen zu Gender erméglichen die Auseinandersetzung mit bestehenden und méglichen Geschlech-
terverhaltnissen. In den letzten Jahren haben Gender-Trainings auch in Deutschland Verbreitung gefunden.
> Fortbildungen zu Diversity beinhalten u.a. eine Sensibilisierung fir die Interessen und Bedirfnisse sowie
den Umgang mit den verschiedenen Beschéftigtengruppen/Identitatsgruppen, die Vermittlung entsprechen-
der kultureller und sozialer Kompetenzen und deren Umsetzung in die Berufspraxis.



2.9. Welche MaBnahmen, Initiativen und/oder Projekte zur Verbesserung des
Miteinanders verschiedener Beschaftigtengruppen gibt es in |hrer Verwal-
tung (z.B. Fortbildungen zu Kommunikation, Diversity, Teamentwicklung,
Umgang mit Konflikten)?

2.10. Welche MaRnahmen werden bei beobachteter Diskriminierung®® ergriffen?
Gibt es ein Verfahren oder Meldesystem?

2.11. Ist den Mitarbeitenden lhrer Abteilung bekannt gegeben worden, dass der
Regierende Blirgermeister die Charta der Vielfalt unterschrieben hat? Wenn
ja, wie?

3. Diversity Management: Bereich Biirgerinnen und Biirger

3.1. In welcher Weise berilicksichtigen Sie bei der Planung und Konzeptionierung
Ihrer MaBnahmen und Angebote die Vielfalt der Blirgerinnen und Blirger?

 Unter Diskriminierung wird die Benachteiligung von Menschen aufgrund gruppenspezifischer Merkmale
wie Geschlecht, ethnische Herkunft und Hautfarbe, Alter, Behinderung, Religion oder Weltanschauung, sexu-
elle Identitat verstanden. Ausgangspunkt jeder Diskriminierung ist die Konstruktion von Differenz. Diskrimi-
nierung liegt in der Regel die Unterscheidung und Bewertung durch eine Mehrheit zugrunde, wie Menschen
zu sein haben bzw. was als gesellschaftliche Norm zu gelten hat.
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3.2.  Wie und in welcher Qualitat wirbt lhre Abteilung mit Vielfalt nach aullen ge-
geniber Zielgruppen und Offentlichkeit (z.B. mehrsprachige Publikationen,
Publikationen in leichter Sprache, barrierefreie Webseite)?

3.3. Wie wird in den Angeboten lhrer Abteilung hinsichtlich der Diversity-
Merkmale differenziert (z.B. Sprachmittler/innen, Gebardendolmetschen,
barrierefreie Zugange zum Haus, besondere Ansprechpersonen)?

3.4. Gibt es eine Stelle in Ihrer Verwaltung, die Beschwerden und/oder Verbesse-
rungsvorschlage von Birger/innen entgegennimmt? Wenn ja, wo ist diese
angesiedelt?

Ja

Nein

3.5. Inwieweit bestehen Kontakte zwischen Ihrer Abteilung und NROen® zu be-
stimmten Diversity-Themen? Welcher Art sind die Kontakte? Bitte nennen Sie
Beispiele!

VIELEN DANK
fir lhre Unterstitzung!

ot Nichtregierungsorganisationen



Impressum

Herausgeberin:

Senatsverwaltung fiir Integration, Arbeit und Soziales
Landesstelle fiir Gleichbehandlung - gegen Diskriminierung (LADS)
Oranienstr. 106, 10969 Berlin

Redaktion und Gestaltung:

Dr. Sonja Dudek (LADS)

Kerstin Gudermuth (Eine Welt der Vielfalt e.V.)
Rufus Sona (Stiftung SPI)

* Stiftu Nng SPI I=E

DER VIECEA Y

Download der Onlinepublikation:
www.berlin.de/lads

V.i.S.d.P.:
Anja Wollny
Pressestelle der Senatsverwaltung fiir Integration, Arbeit und Soziales

Dieser Bericht ist Teil der Offentlichkeitsarbeit des Landes Berlin. Er ist nicht zum
Verkauf bestimmt und darf nicht zur Werbung fiir politische Parteien verwendet
werden.

Berlin, Marz 2011



	Der Umgang mit Vielfalt in der Berliner Verwaltung - eine Bestandsaufnahme

	Inhalt

	Danksagung
	1 Einleitung
	1.1 Projektmodule
	1.2 Kriterien für die Umsetzung eines Diversity Managements in der Verwaltung 

	2 Methodische Vorgehensweise

	3 Ergebnisse der Bestandsaufnahme 

	3.1 Ergebnisse der Interviews
	3.1.1  Implementierungsansätze für ein diversity-bewusstes Klima in den Senatsverwaltungen 
	Hauptpersonalrat
	Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Frauen
	Senatsverwaltung für Inneres und Sport
	Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales
	Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung
	Senatsverwaltung für Justiz
	Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz 
	Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
	Senatskanzlei


	3.1.2 Ansätze und Entwicklungen durch die Beauftragten und merkmalsbezogenen Fachabteilungen
	Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderung
	Fachbereich Gleichgeschlechtliche Lebensweisen
	Fachstelle Gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm
	Landesbeauftragter für Integration und Migration
	Fachreferat für Senior/innenpolitik

	3.1.3 Herausforderungen für die Umsetzung einer erfolgreichen Diversity-strategie
	3.1.4 Empfehlungen zur Implementierung von Diversity
	3.1.5 Einfluss der Gesetzgebung auf Strukturen und Belegschaft der Verwaltung 
	3.2 Ergebnisse der Fragebogenerhebung
	3.2.1 Diversity als Verwaltungsstrategie allgemein
	3.2.2 Diversity im Hinblick auf die Mitarbeitenden
	3.2.3 Diversity im Umgang mit Bürgerinnen und Bürgern


	4 Schlussbetrachtung

	Ungleicher Entwicklungsstand in Bezug auf den Umgang mit Vielfalt

	Auswirkungen gesetzlicher Grundlagen
	Vielfalt in Bezug auf Mitarbeitende der Verwaltung
	Bedarfsgerechte Angebote für die Berliner Bevölkerung
	Positive Auswirkungen von Diversity‐Maßnahmen
	Vielfalt fördernde und hemmende Faktoren

	Anhang

	Anhang A
	INTERVIEWLEITFADEN Ausgewählte leitende Mitarbeitende der Senatsverwaltung

	Anhang B
	INTERVIEWLEITFADEN „Beauftragte und merkmalsbezogene Fachverwaltungen“

	Anhang C
	Fragebogen zur Bestandsaufnahme in der Senatsverwaltung



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


